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13.10.1966 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom 
über die Personalvertretung bei den Dienst­
stellen des Bundes (Bundes-Personalvertre­

tungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Personal vertretung bei den Dienststellen des Bun­
des. Geltungsbereich 

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes 
gelten, soweit die Abschnitte 11, 111 und V keine 
Sonderregelungen enthalten, für alle Dienststellen 
des Bundes, ausgenommen· jene der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe und der Betriebe, 
die unter die Bestimmungen des Betriebsräte­
gesetzes, BGBL Nr. 97/1947, in der Fassung der 
Bundesgesetze BGBL Nr. 190/1954, 234/1962 und 
235/1965 sowie der Kundmachung BGBL Nr. 150/ 
1952, fallen. 

(2) Die P~rsonalvertretung im Bereiche der 
österreithischen Bundesbahnen sowie der Post­
und Telegraphenverwaltung wird unter Berück­
sichtigung der in diesen Bereichen vorliegenden 
besonderen Verhältnisse durch ein besonderes 
Bundesgesetz geregelt. 

(3) Die Bestimmungen dieses Abschnittes fin­
den auf die Richter und auf die Richteramts­
anwärter sowie auf jene Bediensteten keine An­
wendung, die einer Einheit angehören, die gemäß 
§ 1 des Bundesverfassungsgesetzes vom 30. Juni 
1965, BGBL Nr. 173, über die Entsendung öster­
reichischer Einheiten zur Hilfeleistung in das 
Ausland auf Ersuchen internationaler Organisa­
tionen gebildet wurde. 

(4) Dienststellen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind die Behörden, Kmter und anderen Verwal­
tungsstellen sowie die Anstalten und Betriebe, 
die nach ihrem organisatorischen Aufbau eine 
verwaltungs- oder betriebstechnische Einheit dar­
stellen. 

(5) Zentralstellen im Sinne dieses Bundesgeset­
zes sind das Bundeskanzleramt und die einzelnen 
Bundesministerien. Ressorts im Sinne dieses Bun­
desgesetzes sind die ZentralstelIen mit den ihnen 
nachgeordneten Dienststellen. 

Aufgaben der Personalvertretung 

§ 2. (1) Die Personalvertretung ist nach Maß­
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 
berufen, die wirtschaftlichen, sozialen, gesund­
heitlichen, beruflichen und kulturellen Interessen 
der Bediensteten zu wahren und zu fördern. Sie 
hat in Erfüllung dieser Aufgaben dafür einzu­
treten, daß die zugunstender Bediensteten gel­
tenden Gesetze, Verordnungen, Verträge, Dienst­
ordnungen, Erlässe und Verfügungen eingehalten 
und durchgeführt werden. 

(2) Die Personalvertretung hat sich bei ihrer 
Tätigkeit von dem Grundsatze leiten zu lassen, 
den Bediensteten unter Bedachtnahme auf das 
öffentliche Wohl zu dienen. Sie hat dabei au,f die 
Erfordernisse eines geordneten, zweckmäßigen 
und wirtschaftlichen Dienstbetriebes Rücksicht 
zu nehmen. 

(3) Der Aufgabenbereich der übrigen gesetz­
lichen und der auf freiwilliger Mitgliedschaft be­
ruhenden Berufsvereinigungen wird durch dieses 
Bundesgesetz nicht berührt. 

Organe der Personalvertretung 

§ 3. (1) Organe der Personalvertretung sind 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen: 

a) die Dienststellenversammlung, 
b) der Dienststellenausschuß (Vertrauensper-

sonen), 
c) der Fachausschuß, 
cl) der Zentralausschuß und 
e) der Dienststellen(Fach-, Zentral-)wahlaus­

schuß. 

(2) Der Wirkungsbereich der Dienststellenver­
sammlung und des Dienststellenausschusses (Ver­
trauenspersonen) erstreckt sich auf die Bedienste­
ten der Dienststelle im Sinne dieses. Gesetzes (§ 4) 
bei der der Dienststellenausschuß errichtet ist. 

(3) Der Wirkungsbereich des Fachausschusses 
erstreckt sich auf die Bediensteten jener Dienst­
stelle, bei der der Fachausschuß errichtet ist (§ 11 
Abs. 1), sowie jener Dienststellen, die dieser 
Dienststelle nach geordnet sind. Ist der Fachaus­
schuß für einzelne Dienstzweige errichtet, so er­
streckt sich sein Wirkungsbereich auf jene Bedien-
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steten der Dienststelle, bei der der Fachausschuß I eine Dienststelle. Wer im Sinne dieses Bundes­
errichtet 'ist, sowie der dieser Dienststelle nach- gesetzes als Leiter der 'zusammengefaßten Dienst­
geordneten Dienststellen, die den Dienstzweigen stelle (Dienststellenteile) gilt" hat der zustän­
angehören, für die der Fachausschuß errichtet ist. dige Zentralausschuß im Einvernehmen mit dem 

(4) Der Wirkungsbereich des Zentralausschusses für diesen zuständigen Bundesminister (Bundes­
erstreckt sich auf die Bediensteten aller Dienst- kanzler) zu bestimmen. 
stellen des Ressorts, für die (Ier Zentralausschuß (4) Die Zusammenfassung oder Trennung von 
erricht~t ist (§ 13 Abs. 1). Dienststellen ist im "Amtsblatt zur Wiener Zei-

(5) Die Gesamtheit der von einem Zentralaus- tung" und an den Amtstafeln der betroffenen 
schuß vertretenen Bediensteten besitzt Rechts- Dienststellen kundzumachen. 
persönlichkeit. Die gesetzliche Vertretung obliegt 
dem Obmann des Zentralausschusses, in Dienst­
stellen, die keinem Ressort angehören (§ 13 
Abs. 2), dem Obmann des Dienststellenaus­
schusses. 

(6) Personalvertreter im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind die Mitglieder. der Dienststellen­
ausschüsse, der Fachausschüsse und der Zentral­
ausschüsse sowie die Vertrauenspersonen. 

Personalvertretung bei den Dienststellen 

Dienststellen versamml ung 

§ 5. (1) In Dienststellen, mit mindestens fünf 
Bediensteten bildet die Gesamtheit der Bedien­
steten die Dienststellenversammlung. 

(2) Der Dienststellenversammlung obliegt: 
a) die Entgegennahme von Berichten des 

Dienststellenausschusses (Vertrauensperso­
nen); 

b) die Beschlußfassung über die Enthebung 
des Dienststellenausschusses (Vertrauens­
personen). 

§ 6. (1) Die Dienststellenversammlung ist vom 
Dienststellenausschuß (Vertrauenspersonen) im 
Bedarfsfalle einzuberufen. 

§ 4 (1) Bei jeder Dienststelle ist eine Personal­
vertretung zu bilden. Für zwei oder mehrere 
Dienststellen kann eine gemeinsame Personalver­
tretung, für besonders große und organisatorisch 
trennbare und für örtlich getrennt untergebrachte (2) Eine Dienststellenversammlung ist binnen 
Dienststellen sowie für Dienststellen, in denen zwei Wochen auch einzuberufen, wenn mehr als 
Bedienstete verschiedener Besoldungsgruppen die Hälfte der Bediensteten oder die Hälfte der 
oder Dienstzweige verwendet werden, können Mitglieder des, Dienststellenausschusses, jedoch 
mehrere Personalvertretungen gebildet werden, mindestens zwei, unter Angabe des Grundes die 
wenn dies unter Berücksichtigung der personal- Einberufung verlangt. 
mäßigen Struktur der Dienststellen der Wahrung (3) Im Falle der Funktionsunfähigkeit des 
der Interessen der Bediensteten dienlich ist. Unter Dienststellenausschusses (Vertrauenspersonen) 
der gleichen Voraussetzung kann auch für Teile und wenn ein Dienststellenausschuß (Vertrauens­
mehrerer Dienststellen, denen Bedienstete gleicher personen) noch nicht besteht, ist die Dienststellen­
Besoldungsgruppen oder Dienstzweige ange-, versammlung voridem an Lebensjahren ältesten 
hören, eine gemeinsame Personalvertretung ge- stimmberechtigten Bediensteten einzuberufen. 
bildet werden. Sind in einem Ressort mehrere (4) Den Vorsitz in der Dienststellenversamm­
Zentralausschüsse eingerichtet (§ 13 Abs. 1), so lung führt der Obmann des Dienststellenausschus­
sind in den Dienststellen für jene Bediensteten, ses oder im Fall seiner Verhinderung dessen SteIl­
für die die Zentralausschüsse errichtet sind, eigene vertreter, in Dienststellen, in denen keine Dienst­
Dienststellenausschüsse zu bilden. stellenausschüsse zu bilden sind (§ 30 Abs. 1), 

(2) Für welche Dienststellen oder Dienststellen- die Vertrauensperson und, wenn zwei Vertrauens­
teile eine gemeinsame und für welche Dienststel- personen bestellt sind, die an Lebensjahren ältere 
len mehrere Personalvertretungen gebildet wer- Vertrauensperson. Im Falle der Funktionsunfähig­
den, hat der zuständige Zentralausschuß im Ein- keit des Dienststellenausschusses (Vertrauensper­
vernehmen mit dem für diesen zuständigen Bun- sonen) und wenn ein Dienststellenausschuß (Ver­
desminister (Bundeskanzler) zu bestimmen. Hie- trauenspersonen) noch nicht besteht, führt den 
bei ist der Sitz der gemeinsamen Personalver- Vorsitz in der Dienststellenversammlung der an 
tretung zu bestimmen und dafür zu sorgen, daß Lebensjahren älteste stimmberechtigte Bedien­
für Dienststellen mit weniger als fünf Bedienste- stete. 
ten gemeinsam mit anderen Dienststellen eine (5) Die Dienststellenversammlung ist tunlichst 
Personalvertretung geschaffen wird. ohne Störung des Dienstbetriebes durchzuführen. 

(3) Wird für zwei oder mehrere Dienststellen Jenen Bediensteten, die nicht zur Aufrechterhal­
(Dienststellenteile) eine gemeinsame Personalver- tung des notwendigen Dienstbetriebes (Journal­
tretung oder werden für eine Dienststelle mehrere dienstes) erforderlich sind, ist die Teilnahme an 
Personalvertretungen gebildet, so gelten die der Diens'tstellenversammlung zu ermÖglichen. 
zusammengefaßten , beziehungsweise' getrennten I (6) In der Dienststellenversammlung ist jeder 
Dienststellen im Sinne dieses Bundesgesetzes als wahlberechtigte Bedienstete, stimmberechtigt, 
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(7) Zur Beschlußfassung in der Dienststellen­
versam~lung ist die Anwesenheit mindestens der 
Hälfte der Bediensteten erforderlich. Die Be­
schlüsse der Dienststellenversammlung werden, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt 
wird, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen' gefaßt. Bei Stimmengleichheit entschei­
det die Stimme des Vorsitzenden. Im Falle des 
§ 5 Abs. 2 lit. b bedarf der Beschluß der Zwei­
drittelmehrheit der abgegebenen Stimmen, min­
destens jedoch der Hälfte der Stimmen der wahl­
berechtigten Bediensteten. 

(8) Ist eine Dienststellenversammlung beschluß­
unfähig, so ist innerhalb einer Woche neuerlich 
eine Dienststellenversammlung einzuberufen, die 
ohne' Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 
Bediensteten beschlußfähig ist. 

§ 7. Die näheren Bestimmungen über die Ge­
schäftsführung der Dienststellenversammlung 
(Geschäftsordnung) sind durch Verordnung zu 
erlassen. 

Dienststellenausschüsse 

§ 8. (1) In jeder Dienststelle, in der mindestens 
20 Bedienstete bechäftigt sind, ist ein Dienst­
stellenausschuß zu wählen. 

(2) Der Dienststellenausschuß besteht in Dienst­
stellen mit 20 bis 50 Bediensteten aus drei, in 
Dienststellen mit 51 bis 100 Bediensteten aus 
vier Mitgliedern. In Dienststellen mit mehr als 
100 Bediensteten erhöht sich für je weitere 
100 Bedienstete die Zahl der Mitglieder um eins, 
in Dienststellen mit mehr als 1000 Bediensteten 
für je weitere 500 Bedienstete um eins. Bruch­
teile von 100 beziehungsweise 500 werden für 
voll gerechnet. 

(3) Bei Anwendung des Abs. 2 ist die Anzahl 
der Bediensteten der Dienststelle am Tage der 
Ausschreibung der Wahl maßgebend. Hiebei sind 
jene Bediensteten nicht zu berücksichtigen, die 
dienstzugeteilt sind. Diese Bediensteten sind der 
Zahl der Bediensteten jener Dienststelle zuzu­
rechnen, der sie angehören. Eine Änderung der 
Zahl der Bediensteten der Dienststelle ist auf die 
Anzahl der Mitglieder des Dienststellenausschusses 
während dessen Tätigkeitsdauer ohne Einfluß. 

§ 9. (1) Die Dienststellenausschüsse sind zur 
Erfüllung aller jener im § 2 umschriebenen Auf­
gaben berufen, die nicht ausdrücklich anderen 
Einrichtungen der Personalvertretung vorbehal­
ten sind. In diesem Sinne obliegt ihnen insbeson­
dere: 

a) Anregungen zu geben und Vorschläge zu 
erstatten, mit dem Ziele, zum allgemeinen 
Nutzen und im Interesse der Bediensteten 
den Dienstbetrieb zu fördern; 

b) bei der Aufrechterhaltung der Disziplin in 
der Dienststelle mitzuwirken; 

c) sofern dies von einem Bediensteten für 
seine Person verlangt wird, diesen in Ein­
zelpersonalangelegenheiten, und zwar auch 
in Fällen, in denen sich der Bedienstete 
nicht auf ein ihm aus dem Dienstverhältnis 
zustehendes Recht berufen kann, zu ver­
treten; 

cl) an der Besichtigung von Dienststellen durch 
behördliche Organe, sofern diese nicht Kon­
trollzwecken dient, teilzunehmen; die 
Dienststellenausschüsse sind von solchen 
Besichtigungen zeitgerecht in Kenntnis zu 
setzen; 

e) an der Durchführung und überwachung 
der Einhaltung von Vorschriften und An­
ordnungen über den Dienstnehmerschutz 
und die Sozialversicherung mitzuwirken; 

f) anläßlich der Bestellung des Dienststellen­
wahlausschusses Vorschläge im Sinne des 
§ 16 Abs. 3 zu erstatten; 

g) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir­
ken. 

(2) Mit dem Dienststellenausschuß ist das Ein­
vernehmen zu pflegen: 

a) in allgemeinen Personalangelegenheiten, die 
nach ihrer Bedeutung nicht über den Wir­
kungsbereich des Dienststellenausschusses 
hinausgehen; 

b) bei der Vrlaubseinteilung oder deren Ab­
änderung; 

c) bei der' Erstellung und Abänderung eines 
Dienstplanes. 

(3) Dem Dienststellenausschuß sind mitzu­
teilen: 

a) Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen und, 
Versetzungen von Bediensteten, und zwar 
bevor diese Verfügungen getroffen werden, 
in Dringlichkeitsfällen jedoch spätestens am 
Tage ihres Wirksamkeitsbeginnes; 

b) Anträge des Dienststellenleiters auf über­
nahme von Bediensteten in das öffentlich­
rechtliche Dienstverhältnis, auf Beförderun­
gen oder auf überstellungen von Bedien­
steten, und zwar vor der Stellung der An­
träge; 

c) die Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
und die Art der Beendigung dieses Ver­
fahrens, und zwar unmittelbar nach der 
Einleitung oder Beendigung des Verfahrens. 

(4) Zu den im Abs. l1it. c genannten Einzel­
personalangelegenheiten, in denen sich der Be­
dienstete nicht auf ein ihm aus dem Dienstver­
hältnis zustehendes Recht berufen kann, zählen 
insbesondere die übernahme von Vertragsbedien­
steten in das öffentlich-rechtliche Dienstverhält­
nis (Pragmatisierung), die übersteIlung von Be­
diensteten in eine höhere Verwendungs(Entloh­
nungs)gruppe und die Beförderung von Beam­
ten in höhere Dienstklassen sowie Dienstaufträge, 
Arbeitszuweisung, Versetzung usw. 
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§ 10. (1) Maßnahmen, in denen mit dem 
Dienststellenausschuß das Einvernehmen zu pfle­
gen ist (§ 9 Abs. 2), sind vor ihrer Durchführung 
dem Dienststellenausschuß mitzuteilen. Der 
Dienststellenausschuß kann in einem solchen Falle 
Einwendungen erheben und allenfalls Gegenvor­
schläge machen. Die Einwendungen oder Vor~ 
schläge sind zu begründen. 

(2) Kußert sich der Dienststellenausschuß nicht 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Mit­
teilung der geplanten Maßnahme, so kann das 
Einverständnis des Dienststellenausschusses an­
genommen werden. Die Frist kann auf begrün­
deten Antrag des Dienststellenausschusses .ange­
messen verlängert werden. Bei Maßnahmen, die 
keinen Aufschub erleiden dürfen, kann eine 
kürzere Kußerungsfrist bestimmt werden. Auf 
Maßnahmen, die sofort getroffen werden müssen, 
insbesondere bei drohender Gefahr und in Kata­
strophenfällen, sowie bei Alarm- und Einsatz­
übungen des Bundesheeres sind die Bestimmun­
gen des Abs. 1 niCht anzuwenden; der Dienst­
stellenausschuß ist jedoch unverzüglich von äer 
getroffenen Maßnahme zu verständigen. 

(3) Der Leiter der Dienststelle hat sich auf Ver­
langen des Dienststellenausschusses mit diesem 
über Anträge, Anregungen und Vorschläge diese! 
Ausschusses zu beraten; einem solchen Verlangen 
ist bin ne n zwei Wochen Rechnung zu tragen. 

(4) Entspricht der Leiter der Dienststelle den 
Einwendungen des Dienststellenausschusses gemäß 
Abs. 1 nicht in vollem Umfange, so hat er dies 
dem Dienststellenausschuß unter Angabe der 
Gründe bekanntzugeben. Dasselbe gilt, wenn der 
Leiter der Dienststelle glaubt, schriftlich einge­
brachten Anträgen, Anregungen und Vorschlägen 
des Dienststellenausschusses (Abs. 3) nicht nach­
kommen zu können. Wenn es der Dienststelien­
ausschuß in diesen Fällen innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen verlangt, so ist die Angelegen­
heit im Dienstwege der sachlich zuständigen über­
geordneten Dienststelle, bei der ein für die An­
gelegenheit zuständiger Fachausschuß errichtet 
ist, wenn eine solche Dienststelle nicht besteht, 
der Zentralstelle vorzulegen. Eine schriftliche 
Kußerung des' Dienststellenausschusses ist in die­
sem Falle dem Vorlage akt anzuschließen. 

, (5) Der Leiter der übergeordneten Dienststelle 
hat, wenn er den Einwendungen oder Anträgen 
(Anregungen, Vorschlägen) nicht entspricht, bin­
nen zwei Wochen Beratungen mit dem bei seiner 
Dienststelle gebildeten und für die Angelegenheit 
zuständigen Fachausschuß aufzunehmen. Das Er­
gebnis der Beratungen ist vom Leiter der Dienst­
stelle schriftlich festzuhalten; eine Ausfertigung 
ist dem Fachausschuß zuzustellen. Haben die Be­
ratungen zu keinem Einvernehmen geführt, so 
ist die Angelegenheit der Zentralstelle vorzule­
gen, wenn dies der Fachausschuß binnen zwei 

Wochen nach Zustellung der schriftlichen Aus­
fertigung verlangt. 

(6) Wird zwischen den sachlich für die Behand­
lung der Angelegenheit berufenen Organen der 
Zentralstelle und dem zuständigen Zentralaus­
schuß kein Einvernehmen er'zielt, so entscheidet 
der- zuständige Bundesminister (Bundeskanzler) 
nach Anhörung des Zentralausschusses. 

(7) Durch die Bestimmungen der Abs. 4 bis 6 
werden die Zuständigkeitsvorschriften des Dienst­
und Organisationsrechtes des Bundes sowie des 
Dienstrechtsverfahrensgesetzes, BGBl. Nr. 54! 
1958, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 298/1960, nicht berührt. 

Fachausschüsse 

§ 11. (1) Am Sitze folgender Dienststellen sind 
Fachausschüsse zu errichten: 

a) bei den Landesgendarmeriekommanden für 
die Bediensteten des Gendarmeriedienstes ; 

b) bei der Polizeidirektion Wien drei, und 
zwar einer für die Bediensteten des Sicher­
heitswachdienstes, einer für die Bedienste­
ten des Kriminaldienstes und einer für die 
Bediensteten sonstiger Dienstzweige; 

c) bei den Oberlandesgerichten für alle Be­
diensteten, ausgenommen für jene des 
Justizwachdienstes einschließlich des Dien­
stes der Jugenderzieher an Justizanstalten; 

d) bei den Landesschulräten drei, und zwar 
einer für die Lehrer an allgemeinbildenden 
höheren Schulen, einer für Lehrer an be­
rufsbildenden Schulen und einer für die 
Bedi,ensteten sonstiger Dienstzweige; 

e) bei den Landesarbeitsämtern; 

f) bei den Finanzlandesdirektionen zwei, und 
zwar einer für die Bediensteten des Zoll­
wachdienstes und einer für die Bediensteten 
der sonstigen Dienstzweige; 

g) beim Bundesamt für Eich- und Vermes­
sungswesen; 

h) bei den Gruppenkommanden des' Bundes­
heeres; 

i) beim Kommando der Luftstreitkräfte; 
j) beim Kommando der Heeresfeldzeugtrup­

pen. 

(2) Der Fachausschuß wird von der Gesamtheit 
der wahlberechtigten Dienstnehmer der im Abs. 1 
genannten Dienststelle sowie der dieser Dienst­
stelle nachgeordneten Dienststellen jeweils ge~ 
meinsam mir den Vertrauenspersonen und den 
Dienststellenausschüssen gewählt. Soweit der 
Fachausschuß für einzelne Dienstzweige errichtet 
ist, steht das Wahlrecht jenen wahlberechtigten 
Dienstnehmern der im Abs. 1 genannten Dienst­
stelle sowie der dieser Dienststelle' nachgeordne­
ten Dienststellen zu, die den Dienstzweigen an­
gehören, für die der Fachausschuß errichtet ist. 
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(3) Sind zur Wahl des Fachausschusses weniger 
als 500 Bedienstete wahlberechtigt, so besteht der 
Fachausschuß aus vier Mitgliedern. Die Zahl der 
Mitglieder des Fachausschusses erhöht sich für je 
500 wahlberechtigte Bedienstete um je ein Mit­
glied, höchstens jedoch auf acht Mitglieder. § 8 
Abs. 3 findet sinngemäße Anwendung. 

(4) Auf die Berufung der Mitglieder des Fach­
ausschusses finden die Bestimmungen des § 15 
und auf die Geschäftsführung des Fachausschusses 
die Bestimmungen des § 22 sinngemäße Anwen­
dung. 

§ 12. (1) Aufgabe des Fachausschusses ist es, 
a) in Personalangelegenheiten im Sinne des 

§ 9, die über den Wirkungsbereich eines 
Dienststellenausschusses, nicht jedoch über 
den Wirkungsbereich des Fachausschusses 
hinausgehen, mitzuwirken; 

b) in den Fällen des § 10 Abs. 5 mit dem 
Leiter der Dienststelle zu beraten, bei der 
der Fachausschuß bestellt ist; 

c) anläßlich der Bestellung des Fachwahlaus­
schusses Vorschläge im Sinne des § 17 Abs. 2 
zu erstatten; 

d) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir­
ken. 

(2) Im Falle des Abs. l1it. a finden die Bestim­
mungen des § 10 sinngemäße Anwendung. 

Zentralausschüsse 

§ 13. (1) Am Sitze der ZentralstelIen sind fol­
gende Zentralausschüsse zu errichten: 

a) beim Bundeskanzleramt einer; 
b) beim Bundesministerium für Inneres vier, 

und zwar einer für die Bediensteten des 
Gendarmeriedienstes, einer, für die Bedien­
steten des Sicherheitswachdienstes, einer für 
die Bediensteten des Kriminaldienstes und 
einer für die Bediensteten der sonstigen 
Dienstzweige ; 

c) beim Bundesministerium für Justiz zwei, 
und zwar einer für die Bediensteten des 
Justizwachdienstes einschließlich des Dien­
stes der Jugenderzieher an Justizanstalten 
und einer für die Bediensteten der sonstigen 
Dienstzweige ; 

d) beim Bundesministerium für Unterricht 
vier, und zwar einer für die Lehrer an all­
gemeinbildenden höheren Schulen, einer für 
die Hochschullehrer, einer für die Lehrer 
an berufsbildenden mittleren und höheren 
Schulen und einer für die Bediensteten son­
stiger Dienstzweige ; 

e) beim Bundesministerium für Finanzen 
zwei, und zwar einer für die Bediensteten 

f) beim Bundesministerium für Verkehr und 
verstaatlichte Unternehmungen zwei, und 
zwar einer für die Bediensteten des Amtes 
für Zivilluftfahrt und einer für die sonsti­
gen Bediensteten dieses Ressorts,; 

g) bei den übrigen Bundesministerien je einer. 

(2) Bei der Präsidentschaftskanzlei, bei der 
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates, beim 
Rechnungshof, beim Verfassungsgerichtshof, beim 
Verwaltungsgerichtshof und beim Obersten Ge­
richtshof sind lediglich Dienststellenvertretungen 
mit der Maßgabe zu bilden, daß dem Dienststel­
lenausschuß auch die Aufgaben des Zentral­
ausschusses, dem Dienststellenwahlausschuß auch 
die Aufgaben des Zenttalwahlausschusses und 
dem Dienststellenleiter auch die durch dieses 
Bundesgesetz dem Leiter des Ressorts über­
tragenen Aufgaben zukommen. 

(3) Der Zentralausschuß wird von der Gesamt­
heit der wahlberechtigten Dienstnehmer des 
Ressorts, für die der Zentralausschuß errichtet 
ist, jeweils gemeinsam mit den Vertrauensper­
sonen und den Dienststellenausschüssen gewählt. 

(4) Sind zur Wahl des Zentralausschusses weni­
ger als 2000 Bedienstete wahlberechtigt, so be­
steht der Zentralausschuß aus vier Mitgliedern. 
Die Zahl der Mitglieder des Zentralausschusses 
erhöht sich bis zu 4000 wahlberechtigten Bedien­
steten für je 1000 wahlberechtigte Bedienstete 
und ab 4000 wahlberechtigten Bediensteten für je 
2000 wahlberechtigte Bedienstete jeweils um ein 
Mitglied, höchstens jedoch auf zwölf Mitglieder. 
§ 8 Abs. ~3 findet sinngemäße Anwendung. 

(5) Auf die Berufung der Mitglieder des Zen­
tralausschusses finden die Bestimmungen des § 15 
und auf die Geschäftsführung des Zentralaus­
schusses die Bestimmungen des § 22 sinngemäße 
Anwendung. 

§ 14. (1) Aufgabe des Zentralausschusses ist es, 
a) in Personalangelegenheiten im Sinne des 

§ 9, die die Bediensteten des Ressorts be­
treffen, für die der Zentralausschuß errich­
tet ist, und die über den Wirkungsbereich 
der nachgeordneten Dienststellen- und 
Fachausschüsse hinausgehen, mitzuwirken; 

b) Vorsorge für ein einheitliches Vorgehen der 
Dienststellenausschüsse (Vertrauensperso-
nen) zu treffen; 

c) in den in § 10 Abs. 6 genannten Fällen 
tätig zu werden; 

d) die Wahlausschüsse zu bestellen (§§ 16 
und 17); , 

e) Vorschläge gemäß § 18 Abs. 2 zu erstatten; 
f) den Bundesminister (Bundeskanzler) 1m 

Falle des § 27 Abs. 3 zu beraten; 
g) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir­

ken. 

des Zollwachdienstes und einer für die Be-\ (2) Im Falle des Abs. 1 lit. a finden die Bestim-
diensteten sonstiger Dienstzweige; mungen des § 10 sinngemäße Anwendung. 
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Berufung der Mitglieder der Dienststellenaus­
schüsse 

§ 15. (1) Die Mitglieder der Dienststellenaus­
schüsse werden durch unmittelbare geheime Wahl­
auf die Dauer von vier Jahren - vom Tage der 
Wahl an gerechnet - berufen. Die Wahl ist nach 
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes 
durchzuführen. 

(2) Wahlberechtigt sind, sofern nicht ein Aus­
schließungsgrund nach Abs. 3 vorliegt, die Be­
diensteten, die 

a) am Tage der Wahlausschreibung das 18. Le­
bensjahr vollendet haben und 

b) am Tage der Wahlausschreibung mindestens 
einen Monat Bundesbedienstete des Dienst­
standes sind. 

(3) Vom Wahlrecht sind Bedienstete ausge­
schlossen, die vom Wahlrecht in den Nationalrat 
ausgeschlossen sind, wobei der Nichtbesitz der 
österreichischen Staatsbürgerschaft unerheblich 
ist. 

(4) Zur Wahl des Dienststellenausschusses sind 
jene Bediensteten berechtigt, die am Tage der 
Wahlausschreibung der Dienststelle angehören, 
deren Dienststellenausschuß gewählt wird. 

(5) Wählbar sind alle wahlberechtigten Bedien­
steten, die am Tage der Ausschreibung der Wahl 
das 21. Lebensjahr vollendet haben, an diesem 
Tage der Dienststelle angehören, für die der 
Dienststellenausschuß gewählt wird, am Tage der 
Wahlausschreibung die österreichische Staatsbür'­
ger schaft besitzen und sich an diesem Tage min­
destens sechs Monate im Bundesdienst befinden. 

(6) Vom passiven Wahlrecht sind ausgeschlos­
sen: 

a) die Mitglieder der Bundesregierung, die 
. Staatssekretäre, der Präsident und der Vize­
präsident des Rechnungshofes sowie die 
Mitglieder einer Landesregierung (des 
Wiener Stadtsenates), 

b) anläßlich der Wahl der Dienststellenaus­
schüsse die Leiter jener Dienststellen, bei 
denen der Dienststellenausschuß errichtet 
ist, anläßlich' der Wahl der Fachausschüsse 
die Leiter jener Dienststellen, bei _ denen die 
Fachausschüsse errichtet sind und anläßlich 
der Wahl der Zentralausschüsse die Leiter 
jener Dienststellen, bei denen die Zentral­
ausschüsse errichtet sind, sowie die ständigen 
Vertreter dieser Dienststellenleiter, weiters 
Bedienstete, die als Repräsentanten der 
Dienstbehörde (des Dienstgebers) gegen­
über den Dienststellenangehörigen fungie­
ren (Personalreferenten), alle diese, soweit 
sie maßgebenden Einfluß auf Personalange­
legenheiten haben, 

c) Bedienstete, über die eine über die Diszi­
plinarstrafe des Verweises hinausgehende 
Disziplinarstrafe verhängt wurde, während 
der Dauer dieser Strafe. 

Wahlaussch üsse 

§ 16. (1) Vor jeder Wahl eines Dienststellen­
ausschusses ist bei der Dienststelle ein Dienst­
stellenwahlausschuß zu bilden. 

(2) Der Dienststellenwahlausschuß besteht aus -
drei, fünf oder sieben Mitgliedern. Die Zahl der 
Mitglieder ist unter BerücksiChtigung der Zahl 
der vom Dienststellenausschuß vertretenen Be­
diensteten durch Verordnung zu bestimmen. Für 
jedes Mitglied ist ein Ersatzmann zu bestellen, der 
das Mitglied im Verhinderungsfalle vertr!tt. . 

(3) Die Mitglieder des DienststeUenwahlaus­
schusses sind vom zuständigen Fachwahlaus­
schuß, wenn ein solcher nicht besteht, vom zu­
ständigen Zentralwahlausschuß auf Grund bin­
dender Vorschläge des Dienststellenausschusses 
zu bestellen. Im Vorschlag des Dienststellenaus­
schusses ist das Stärkeverhältnis der im Dienst­
stellenausschuß vertretenenWählergruppen zu 
berücksichtigen. Die Auswahl der in de?" V?r­
schl:aa aufzunehmenden Bediensteten oblIegt Je­
weils" jenen Mitgliedern des Diens.tste~len~us­
schusses, deren Wählergruppe zu benickslchugen 
ist. 

(4) Die Mitglieder ?es Dienststellenwahl~us­
schus'ses müs$en zum Dlenststellenausschuß wahl­
bar sein. Mitglieder des Dienststellenausschusses 
sin,d von der Bestellung als Mitglied des Dienst­
stellenwahlausschu5'ses ausgeschlossen. Der Dienst­
stellenwahlausschuß wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

(5) Jede für die Wahl des Dienststellenaus­
scliusses kandidierende Wählergruppe hat das 
Recht auf Entsendung einer Vertrauensperson 
(Wahlzeuge) in den Dienststellenwahlausschuß. 
Die Wahlzeugen müssen zum Dienststellenaus­
schuß wählbar sein. Sie sind berechtigt, an den 
Sitzungen des Dienststellenwahlausschusses ohne 
Stimmrecht teilzunehmen. 

(6) Die Namen der Mitglieder der Wahlaus­
schüsse sind öffentlich, jedenfalls aber durch 
Anschlag an der Amtstafel jener Dienststelle, bei 
der die Wahl stattfindet, kundzumachen. § 22 
Abs. 2 bis 4 finden mit der Maßgabe sinngemäße 
Anwendung, daß die erste Sitzung des Wahlaus­
schusses vom Leiter der Dienststelle, bei der der 
Wahlausschuß gebildet ist, einzuberufen ist. 

§ 17. (1) Vor jeder Wahl eines Fachausschusses 
ist am Sitze dieses Ausschusses ein Fachwahlaus­
schuß zu bilden. Er besteht aus drei, fünf oder 
sieben Mitgliedern. Die Zahl der Mioglieder ist 
unter Berücksichtigung der Zahl der vom Fach­
ausschuß vertretenen Bediensteten durch Ver­
ordnung zu bestimmen. 

(2) Die Mitglieder des Fachwahlausschusses sind 
vom zuständigen Zentralwahlausschuß auf Grund 
bindender Vorschläge des F achaussch usses zu be­
stellen; sie müssen zum Fachausschuß wählbar 
sein. Mitglieder eines Dienststellenausschusses, 
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eines Diens~stellenwahlausschusses oder des Fam­
ausschusses sind von der Bestellung als Mitglied 
des Fachwahlaussch~ses ausgeschlossen. Im übri­
gen finden die Bestimmungen des § 16 sinnge­
mäße Anwendung. 

§ 18. (1) Für jeden Zentralausschuß ist ein 
Zentralwahlausschuß zu bilden. Er besteht aus 
fünf, sieben oder neun Mitgliedern. Die Zahl der 
Mitglieder ist unter Berücksichtigung der Zahl 
der vom Zentralausschuß vertretenen Bedienste­
ten durch Verordnung zu bestimmen. 

(2) Die Mitglieder des Zentralausschusses sind 
vom ,Leiter der Zentralstelle (Bundeskanzler, 
Bundesminister), bei der der Zentralausschuß ge­
bildet is t, auf Grund bindender Vorschläge des 
Zentralausschusses zu bestellen; sie müss~n zum 
Zentralausschuß wählbar sein. Mitglieder eines 
Dienststellen-, Fach- oder Zentralausschusses und 
MiJtglieder eines Dienststellen- oder Fachwahl­
ausschusses sind von der Bestellung als Mitglied 
des Zentralwahlausschusses ausgeschlossen. Die 
Tätigkeit des Zentralwahlaus'schusses endet im 
Zeitpunkte des ersten Zusammentrittes des an 
seine Stelle tretenden neubestellten Zentralwahl­
ausschusses. Im übrigen finden die Bestimmungen 
des § 16 sinngemäße Anwendung. 

§ 19. Unterläßt es der Vorsitzende des Dienl'>t­
stellen-, Fach- oder Zentralwahlausschusses, den 
Wahlausschuß zeitgerecht einzuberufen, so ob­
liegt die Einberufung dem Leiter der Dienst­
stelle, bei der der Wahlausschuß gebildet ist. 

Durchführung der Wahl der Personalvertreter 

§ 20. (1) Die Wahl der Dienststellen(Fach- und 
Zentral-)ausschüsse ist vom Zentralwahlaus­
schuß unter Bekanntgabe des Wahltages späte­
stens sechs Wochen vorher auszuschreiben. Die 
Ausschreibung ist öffentlich, jedenfalls aber durch 
Anschlag an der Amtstafel jener Dienststellen, 
deren Personalvertreter gewählt werden, kund­
zumachen. 

(2) Die Dienststellenleitersind v"erpflichtet, den 
Dienststellenwahlausschüssen die zur Durchfüh­
rung der Wahl erforderlichen Verzeichnisse über 
ihre Bediensteten rechtzeitig zur Verfügung zu 
stellen. Die Dienststellenwahlausschüsse haben 
die Wählerlisten zu verfassen und diese durch 
mindestens zehn Arbeitstage zur Einsichtnahme 
durch die Wahlberechtigten in den Dienststellen 
aufzulegen. Gegen die Wählerlisten können die 
Wahlberechtigten während der Auflagefrist Ein­
wendungen erheben, über die die Dienststellen­
wahlausschüsse binnen dreier Tage zu entschei­
den haben. Gegen die Entscheidungen der Dienst­
stellenwahlausschüsse ist das binnen dreier Tage 
einzubringende Rechtsmittel der Berufung an 
den Zentralwahlausschuß zulässig. Die Entschei­
dung des Zentralwahlausschusses kann durch 
kein ordentliches Rechtsmittel angefochten 
werden. 

(3) Die Vorschläge jener Bediensuten, die sich 
um, die Wahl als Personalvertreter bewerben 
(Wahlvorschläge), müssen spätestens drei Wochen 
vor dem Wahltag schriftlich beim zuständigen 
Wahlausschuß eingebracht werden und von min~ 
destens 1 v. H. - in diesem Falle aber von 
mindestens zwei der Wahlberechtigten - 'oder 
von mindestens 100 der Wahlberechtigten der 
Dienststelle, anläßlich der Wahl eines Fachaus~ 
schusses der im § 11 Abs. 2 genannten Dienst~ 
stellen und anläßlich der Wahl des Zentralaus~ 
schusses des Ressortbereiches, für den der Zen­
tralausschuß errichtet ist, unterstützt sein. Die 
Wahlvorschläge dürfen nicht mehr Bewerber 
(Kandidaten) als die doppelte Anzahl der bei 
der Wahl zu vergebenden Mandate enthalten; 
enthält der Wahlvorschlag mehr Kandidaten, so 
gelten jene, die die doppelte Zahl der zu ver­
gebenden Mandate überschreiten, als nicht ange~ 
führt. Der Dienststellen(Fach-, Zentral-)wahlaus­
schuß hat über die Zulassung der Wahlvorschläge 
zur Wahl des Dienststellen(Fach-, Zentral-)­
ausschusses binnen dreier Tage zu entschei­
den. Gegen die Entscheidung des Dienststellen­
oder Fachwahlausschusses ist das binnen dteier 
Tage einzubringende Rechtsmittel der Berufung 
an den Zentralwahlausschuß zulässig. Die Ent~ 
scheidung des Zentralwahlausschusses kann durch 
kein ordentliches Recht'smittel angefochten wer­
den. 

(4) Die Dienststellenwahlausschüsse haben die 
zugelassenen Wahlvorschläge ab dem siebenten 
Tage vor dem Wahltage öffentlich, jedenfalls 
aber durch Anschlag an der Amtstafel der Dienst­
steife, kundzumachen. Die Dienststellenwahlaus­
schüsse haben ferner spätestens am siebenten 
Tage vor dem (ersten) Wahltag Zeit und Ort der 
Wahl zu bestimmen und kundzumachen sowie 
die Wahlverhandlungen zu leiten. 

(5) Die Bediensteten, deren Wahlvorschlag zu­
gelassen wurde, bilden eine Wählergruppe. 

(6) Jeder Wahlberechtigte hat je eine Stimme 
für die Wahl des Dienststellen- und des Zentral­
ausschusses. Soweit Fachausschüsse zu wählen 
sind, hat jeder Wahlberechtigte überdies eine 
Stimme für den Fachausschuß. Die Wahl hat mit~ 
tels amtlich aufzulegender Stimmzettel zu er­
folgen, wobei für die Wahl des Dienststellen-, 
Fach- und Zentralausschusses eigene Stimmzettel 
vorzusehen sind. 

(7) Das Wahlrecht ist grundsätzlich persönlich 
auszuüben. Die Stimmabgabe auf dem Wege 
durch die Post ist jedoch zulässig, wenn der 
Wahlberechtigte am Wahltage nicht in seiner 
Dienststelle anwesend sein kann. In diesem Falle 
sind die in das Wahl kuvert zu legenden Stimm­
zettel unter 'Verwendung eines für di~sen Zweck 
aufzulegenden Briefumschlages so zeitgerecht an 
den Diensts·tellenwahlausschuß einzusenden, daß 
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sie vor der Stimmenzählung bei diesem Aus­
schusse einlangen; später einlangende Stimm­
zettel sind bei der Stimmenauszählung nicht 
mehr zu berücksichtigen. 

(8) Der Dienststellenwahlausschuß hat das 
Ergebnis der Wahl zum Dienststellenausschuß 
festzustellen und das in den Dienststellen er­
zielte Ergebnis der Wahl Zum Fachausschuß dem 
Fachwahlausschuß sowie das Ergebnis der Wahl 
zum Zentralausschuß dem Zentralwahlausschuß 
mitzuteilen. Der Fachwahlausschuß und der 
Zentralwahlausschuß haben das Gesamtergebnis 
der Wahl zum Fach- beziehungsweise Zentral­
ausschuß festzustellen. 

(9) Die Gültigkeit der Wahl kann binnen 
zweier Wochen nach KiIndmachung des Wahl­
ergebnisses von jeder Wählergruppe, die sich an 
der Wahl beteiligt hat, beim Zentralwahlaus­
schuß angefochten werden; die Entscheidung des 
Zentralwahlausschusses kann durch kein ordent­
liches Rechtsmittel angefochten werden. Auf das 
Wahlprüfungsverfahren finden die Bestimmun­
gen des A VG. 1950, EGBL Nr. 172, AnwendJ.mg. 
Im Wahlprüfungsverfahren sind alle Wähler­
gruppen Parteien, die sich an der angefochtenen 
Wahl beteiligt haben. 

(10) Auf Grund der Anfechtung ist die Wahl 
für ungültig zu erklären, wenn Bestimmungen 
über das Wahlverfahren verletzt wurden und 
durch diese Rechtswidrigkeit das Wahlergebnis 
beeinflußt werden konnte. 

(11) Die Dienststellenwahlausschüsse haben 
den Leitern der Dienststellen, bei denen sie ge­
bildet sind, das Ergebnis der WahIen in den 
Dienststellen-, Fach- und Zentralausschuß be­
kanntzugeben. Die Dienststellenleiter habeh die 
Wahlergebnisse öffentlich, jedenfalls aber durch 
Anschlag an der Amtstafel der Dienststelle, 
kundzumachen. 

(12) In Dienststellen, die keinem Ressort an­
gehören (§ 13 Abs. 2), obliegen dem Dienststel­
lenwahlausschuß auch die Aufgaben des Zentral­
wahlausschusses. 

(13) Die näheren Bestimmungen über die 
Durchführung der Wahlen sind durch Verord­
nung zu erlassen. 

Ruhen und Erlöschen' der Mitgliedschaft zum 
Dienststellen(Fach-, Zentral-)ausschuß 

§ 21. (1) Die Mitgliedschaft zum Dienststellen­
(Fach-, Zentral-)ausschuß ruht während der Zeit 
der Ausübung einer der im § 15 Abs. 6 lit. a 
und b genannten Funktionen sowie während der 
Zeit einer länger als drei Monate dauernden 
Zuteilung zu einer Dienststelle, die außer halb 
des Wirkungsbereiches jenes Dienststellen(Fach-, 
Zentral-)ausschusses liegt, dem der Bedienstete 
angehört. 

(2) Während der Dauer einer Dienstenthebung 
(Suspendierung), eines strafgerichtlichen Ver­
fahrens oder eines Disziplinarverfahrens darf das 
Mitglied eines Dienststellen(Fach-, Zentral)aus­
schusses seine Funktion nur dann ausüben, wenn 
es der Ausschuß, dem das Mitglied angehört, ein­
stimmig beschließt; sonst ruht seine Funktion. 

(3) Die Mitgliedschaft zum Dienststellen(Fach-, 
Zentral-)ausschusses erlischt: 

a) sofern nicht Abs. 1 Anwendung findet, 
durch Eintritt oder Bekanntwerden eines 
Umstandes, der die Wählbarkeit zum Mit­
glied eines Dienststellen(Fach-, Zentral-) 
ausschusses ausschließt; 

b) durch Verzicht; 
c) im Falle des § 22 Abs. 3 dritter Satz; 

d) durch Ernennung· auf den Dienstposten 
einer Dienststelle, die außerhalb des Wir­
kungsbereiches jenes Dienststellen(Fach-, 
Zentral-)ausschusses liegt, dem der Bedien­
stete angehört, sowie durch Versetzung zu 
einer solchen Dienststelle; . 

e) durch Beendigung des Dienstverhältnisses. 

(4) Erlischt die Mitgliedschaft zum Dienststel­
len(Fach-, Zentral-)ausschuß, so tritt an die 
Stelle des ausscheidenden Mitgliedes ein nichtge­
wählter Kandidat des Wahlvorschlages, der das 
ausscheidende Mitglied enthielt. Die Auswahl aus 
der Liste der nichtgewählten Kandidaten (Ersatz­
männer) haben die gewählten Kandidaten des 
greichen Wahlvorschlages zu treffen. Wird inner­
halb von zwei Wochen eine solche Auswahl nicht 
getroffen, so tritt an die Stelle des ausscheidenden 
Mitgliedes der nach der Reihenfolge nächste 
nichtberufene Kandidat jenes Wahlvorschlages, 
der das ausscheidel]de Mitglied enthielt. Lehnt 
in diesem Falle ein Ersatzmann die Berufung 
zum Mitgl'ied des Dienststellen(Fach-, Zentral-)­
ausschusses ab, so bleibt er dennoch in der Reihe 
auf der Liste der Ersatzmänner. Das gleiche gilt 
für die Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft 
(Abs. 1 und 2). 

(5) über das Ruhen oder Erlöschen der Mit­
gliedschaft zum Dienststellen(Fach-, Zentral-)­
ausschuß entscheidet im StreitfaUe der Zentral­
wahlausschuß auf Antrag des betroffenen Per­
sonalvertreters oder des Ausschusses, dem dieser 
Personalvertreter angehört. In dem auf Grund 
eines solchen Antrages einzuleitenden Verfahren 
sind die Bestimmungen des AVG. 1950 anzu­
wenden. 

Geschäftsführung des Dienststellenausschusses 

§ 22. (1) Die erste Sitzung des Dienststellen­
ausschusses ist von seinem an Lebensjahren 
ältesten Mitglied, im Falle seiner Verhinderung 
vom jeweils nächstältesten Mitglied, spätestens 
drei Wochen nach der Verlautbarung des Wahl­
ergebnisses einzuberufen. In der ersten Sitzung 
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wählt der Dienststellenausschuß aus seiner Mitte 
einen Obmann und seinen (seine) Stellvertreter 
sowie den (die) Schriftführer. Gehören zwei Drit­
tel des Dienststellenausschusses nicht ein und der­
selben Wählergruppe an, so ist ein Obmann­
stellvertreter aus jener Wählergruppe zu wählen, 
die bei der Wahl als zweitstärkste hervorgegan­
gen ist. 

.. (2) Die Sitzungen des Dienststellenausschusses 
sind vom Obmann und im Falle seiner Ver­
hinderung von seinem Stellvertreter einzu­
berufen und vorzubereiten. Er hat den Dienst­
stellenausschuß innerhalb zweier Wochen einzu­
berufen, wenn es unter Angabe des Grundes 
wenigstens von einem Viertel der Mitglieder, je­
doch wenigstens von zwei Mitgliedern, verlangt 
wird. 

(3) Das zu einer Sitzung des Dienststellenaus­
schusses einberufene Mitglied des Dienststellen­
ausschusses hat an ihr teilzunehmen. Ein Mit­
glie·d des Dienststellenausschusses, das durch 
Krankheit oder Dienstzuteilung verhindert ist, 
seine Funktion auszuüben, kann sich durch einen 
Ersatzmann im Sinne des § 21 Abs. 4 vertreten 
lassen. Mitglieder, die drei aufeinanderfolgenden 
Sitzungen ohne genügenden Entschuldigungs­
grund fernbleiben, können vom Dienststellen­
ausschuß, dem sie angehören, ausgeschlossen wer­
den. Dieser Beschluß bedarf der Zweidrittelmehr­
heit der abgegebenen Stimmen. 

(4) Der Dienststellenausschuß ist beschluß­
fähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mit­
glieder anwesend ist. Der Dienststellenaus­
schuß beschließt, soweit in diesem Bundesgesetz 
nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher Mehr­
heit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme des Obmannes, 
bei dessen Abwesenheit seines Stellvertreters. 

(5) Der Dienststellenausschuß kann beschließen, 
daß bestimmte Aufgaben einem Unter ausschuß 
des Dienststellenausschusses zur Beratung und 
Vorbereitung übertragen werden. Unter aus­
schüsse des Dienststellenausschusses können ent­
weder für die Funktionsdauer des Dienststellen­
ausschusses oder für den Einzelfall gebildet wer­
den. Wenn der Dienststellenausschuß aus mehr 
als 25 Mitgliedern besteht, so sind Unter aus­
schüsse für die Funktionsdauer des Dienstst€llen­
ausschusses zu bilden. Den Beratungen des Unter­
ausschusses können auch sachverständige Bedien­
stete beigezogen werden, die dem Dienststellen­
ausschuß als Mitglied nicht angehören. 

(6) Die näheren Bestimmungen über die Ge­
schäftsführungsind durch Verordnu.q.g zu. er­
lassen. 

Beendigung der Tätigkeit des Dienststellen(Fach-, 
Zentral-)ausschusses 

§ 23. (1) Die Tätigkeit des Dienststellen(Fach-, 
Zentral-)ausschusses endet mit Ablauf der Zeit, 
für die er gewählt wurde. 

(2) Vor Ablauf der im Abs. 1 bezeichneten 
Zeit endet die Tätigkeit des Dienststellen(Fach-, 
Zen tral-)a usschusses: 

a) wenn die Dienststelle, für die der Dienst­
stellenausschuß gebildet ist, oder die 
Dienststelle, bei· der der Fach(Zentral-)aus­
schuß errichtet ist, aufgelassen wird; 

b) wenn mehr als die Hälfte der Dienststellen, 
fü; die der Fach(Zentral-)ausschuß zu­
ständig ist, aufgelassen werden; 

c) wenn die Zahl seiner Mitglieder unter die 
Hälfte der festgesetzten Zahl sinkt; 

d) wenn der Dienststellen(Fach-, Zentral-)­
ausschuß bei Anwesenheit von mindestens 
drei Vierteln seiner Mitglieder mit minde­
stens zwei Dritteln der abgegebenen Stim­
men den Rücktritt beschließt; 

e) wenn die Dienststellenversammlung die 
Enthebung des Dienststellenausschusses be­
schließt (§ 5 Abs. 2 lit. b). 

(3) Der Dienststellen(Fach-, Zentral-)ausschuß 
führt nach Ablauf seiner gesetzlichen Tätigkeits­
periode und in den Fällen des Abs. 2 lit. b bis e 
die Geschäfte bis zum Zusammentritt des neuen 
Dienststellen(Fach-, Zentral-}ausschusses . weiter. 

§ 24. Vor Ablauf der gesetzllchen Tätigkeits­
dauer der Dienststellen(Fach-, Zentral-)ausschüsse 
sind Neuwahlen so rechtzeitig auszuschreiben 
und durchzuführen, daß die neugewählten Aus­
schüsse ihre Tätigkeit unmittelbar nach Ablau~ 
der Tätigkeitsdauer der abtretenden Ausschüsse 
aufnehmen können. In den Fällen des § 23 Abs. 2 
lit. b bis e sind Neuwahlen für den Rest der 
gesetzlichen Tätigkeitsdauer binnen sechs Wochen 
nach Beendigung der Tätigkeitsdauer des ab­
tretenden Ausschusses auszuschreiben. Eine Wahl 
der anderen Ausschüsse findet in einem solchen 
Falle nicht statt. 

Rechte und Pflichten der Personalvertreter 

§ 25. (1) Die Personalvertreter sind in Aus­
übung ihrer Tätigkeit an keine Weisungen g7-
bunden. Die Leiter der Dienststellen dürfen dIe 
Personalvertreter in der Ausübung ihrer Tätig­
keit nicht beschränken und sie aus diesem Grunde 
auch nicht benachteiligen. Die Personal vertreter 
dagegen haben ihre Tätigkeit möglichst ohne 
Beeinträchtigung des Dienstbetriebes auszuüben. 
Der Personalvertreter darf, solange die Dienst­
stelle, der er angehört, insbesondere bei drohen­
der Gefahr oder in Katastrophenfällen Sofort­
maßnahmen durchzuführen hat, seine Funktion 
nur insoweit ausüben, als er dadurch an der 
Erfüllung seiner Dienstpflichten nicht beeinträch­
tigt wird; Das gleiche gilt für Personalvertreter, 
die einer Dienststelle angehören, die an einer 
Einsatz- oder Alarmübung des Bundesheeres teil­
nimmt. 
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(2) Die Tätigkeit als Personalvertreter ist ein 
unbesoldetes Ehrenamt, das, soweit im folgenden 
nichts anderes bestimmt wird, neben den Berufs­
pflichten auszuüben ist. 

(3) Den Personalver-tretern, den Mitgliedern 
der Wahlausschüsse und den nach § 22 Abs. 5 
beigezogenen Bediensteten ist unter Fortzahlung 
ihrer Dienstbezüge die zur Erfüllung ihrer Ob­
liegenheiten notwendige freie Zeit zu gewähren. 
Auf Antrag des Zentralausschusses können von 
der zuständigen Zentralstelle im Bereiche eines 
Zentralausschusses mit mehr als 200 wahlberech­
tigten Bediensteten ein, m~t mehr als 1000 wahl­
berechtigten Bediensteten zwei, mit mehr al~ 
5000 wahlberechtigten Bediensteten drei und mit 
mehr als 20.000 wahlberechtigten Bediensteten 
vier Personalvertreter unter Fortzahlung der 
Dienstbezüge vom Dienste freigestellt werden. 

(4) Durch Verordnung kann bestimmt werden, 
daß über die im Abs. 3 genannten Zahlen hinaus 
Bedienstete unter Fortzahlung der Dienstbezüge 
vom Dienste freizustellen sind, wenn dies auf 
Grund des besonderen Arbeitsanfalles und der 
dadurch entstehenden besonderen Arbeitsbe­
las,tung der Personal vertreter notwendig ist. 

§ 26. (1) Die Personalvertreter, die Mitglieder 
der Wahlausschüsse und die nach § 22 Abs. 5 
beigezogenen Bediensteten haben über alle ihnen 
ausschließlich in Ausübung ihres Amtes bekannt­
gewordenen Dienst- und Betriebsgeheimnisse, 
insbesondere über die ihnen als geheim bezeich­
neten Angelegenheiten, technischen Einrichtun­
gen, Verfahren und Eigentümlichkeiten des Be­
triebes, strengste Verschwiegenheit zu beob­
achten. ) 

(2) Die in Abs. 1 genannten Bediensteten sind 
außerdem zur Verschwiegenheit über alle ihnen 
von einzelnen Bediensteten gemachten Mitteilun­
gen verpflichtet, die der Sache nach oder auf 
Wunsch des Bediensteten vertraulich zu behan­
deln sind. 

(3) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
nach den Abs. 1 und 2' besteht auch nach Been­
digung der Funktion als Personalvertreter, Mit­
glied eines Wahlausschusses oder nach der Bei­
ziehung im Sinne des § 22 Abs. 5 fort. 

(4) Dem Personalver-treter, der die ihm ob­
liegende Verschwiegenheitspflicht verletzt, kann 
der zuständige Zentralwahlausschuß sein Mandat 
aberkennen. Erfolgt die Verletzung der Ver­
schwiegenheitspflicht nach dem Erlöschen der 
Mitgliedschaft zum Dienststellen(Fach-, Zentral-)­
ausschuß, so kann der Zentral wahl ausschuß, der 
für den Personalvertreter zuletzt zuständig war, 
verfügen, daß der Bedienstete für eine bestimmte 
Zeit oder für immer als Personalvertreter nicht 
wählbar' ist. Auf das Verfahren vor dem Zentral­
wahlausschuß finden die Bestimmungen des 
AVG. 1950 Anwendung. 

(5) Die Vorschriften des Abs. 4 finden auf die 
Mitglieder der Wahlausschüsse mit der Maßgabe 
sinngemäße Anwendung, daß dem Mitglied des 
Zentralwahlausschusses, das beschuldigt ist, die 
ihm obliegende Verschwiegenhettspflicht verletzt 
zu haben, bei der Abstimmung dieses Aus-, 
schusses kein Stimmrecht zukommt. 

§ 27. (1) Ein Pers'Ünalvertreter und ein Mit­
glied eines Wahlausschusses dürfen während der 
Dauer ihrer Funktion nur mit ihrem Willen 
zu einer anderen Dienststelle versetzt oder einer 
anderen, Dienststelle zugeteilt werden. Gesetz­
liche Vorschriften über die Versetzung auf Grund 
eines Disziplinarverfahrens oder durch em 
Dienstgericht bleiben unberührt. 

(2) Ein in einem provisorischen öffentlich­
rechtlichen oder in einem vertraglichen Dienst­
verhältnis stehender Personalvertreter (Mitglied 
eines Wahlausschusses) darf ferner nur mit Zu­
stimmung des Ausschusses, dem er (es) angehört, . 
gekündigt werden, es sei denn, auf den Vertrags­
bediensteten trifft der Kündigungsgrund des § 32 
Abs. 2 lit. i des Vertragsbedienstetengesetzes 
1948 zu. 

(3) Spricht sich der Ausschuß gegen die Kün­
digung aus (Abs. 2), so geht die Zuständigkeit, 
das Dienstverhältnis zu kündigen, auf den Bun­
desminister (Bundeskanzler) über. Dieser hat 
sich vor dem Auss'pruch der Kündigung mit dem 
für den Bediensteten zuständigen Zentralaus­
schuß (Zentralwahlausschuß) zu beraten. 

§ 28. Die Personalvertreter und die Mitglieder 
der Wahlausschüsse dürfen wegen Außerungen 
oder Handlungen in Ausübung ihrer Funktion 
nur mit Zustimmung des Ausschusses, dem sie 
angehören, dienstrechtlich zur Verantwortung 
gezogen werden. 

Finanzielle Bestimmungen 

§ 29. (1) Den Organen der Personalvertretung 
sind erforderlichenfalls bei den Dienststellen ent­
sprechende Räumlichkeiten samt Einrichtungen 
zur Verfügung zu stellen. Die Kosten der In­
standhaltung dieser Räumlichkeiten und ihrer 
Einrichtung, die Kosten der Beheizung und Be­
leuchtung dieser Räumlichkeiten, die Kosten für 
die Kanzleierfordernisse einschließlich des Auf­
wandes für Telephon und Zustellung, deren die 
Organe der Personalvertretung zur ordnungs­
mäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen, 
sowie die Kosten der für die Erfüllung von 
Personalvertretungsaufgaben unbedingt erforder­
lichen Inlandsreisen der vom Dienst freigestellten 
Personalvertreter trägt der Bund. Den Zentral­
ausschüssen sind außerdem erforderlichenfalls zur 
Bewältigung der anfallenden Kanzleiarbeiten in 
Ressorts mit mehr ,als 1000 wahlberechtigten 
Bediensteten ein Bediensteter und in Ressorts mit 
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mehr als 20.000 wahlberechtigten Bediensteten 
zwei Bedienstete der Verwendungs gruppe (Ent­
lohnungsgruppe) D (d) zur Verfügung zu stellen. 

(2) Ober die Berechtigung und das Ausmaß 
von Ansprüchen gemäß Abs. 1 hat der Leiter 
der Dienststelle, bei der die Personal vertretung 
eingerichtet ist, unter Anwendung der Vorschrift 
des A VG. 1950 zu entscheiden. 

(3) Auf die Zuerkennung der gemäß Abs. 1 
zu vergütenden Reis-ekosten sind die Bestim­
mungen der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. 
Nr. 133, sinngemäß anzuwenden. 

Vertrauenspersonen , 
§ 30. (1) In Dienststellen, in denen nach § 8 

Abs. 1 keine Dienststellenausschüsse gewählt wer­
den, sind, sofern in der Dienststelle mindestens 
fünf Bedienstete beschäftigt sind, Vertrauens­
personen ,zu wählen. In Dienststellen mit fünf 
bis neun Bediensteten ist eine Vertrauensperson, 
in Dienststellen mit 10 bis 19 Bediensteten sind 
zwei V ertra uenspersonen zu wählen. Für jede 
Vertrauensperson ist gleichzeitig ein Ersatzmann 
zu wählen. Die Bestimmung des § 8 Abs. 3 gilt 
sinngemäß. 

(2) Die Bestimmungen über die Dienststellen­
versammlung finden auf Dienststellen, in denen 
Vertrauenspersonen zu bestellen sind, smn~ 
gemäße Anwendung. 

§ 31. (1) Die VertrauelliSpersonen werden durch 
Wahl für die Dauer von vier Jahren bestellt. 
Im übrigen finden auf die Wahl der Vertrauens­
personen die Bestimmungen der §§ 15, 16 und 
19 bis 21 mit der Maßgabe sinngemäße Anwen­
dung, daß keine eigenen Dienststellenwahlaus­
schüsse zu bilden sind und die' Aufgaben dieser 
vom Dienststellenwahlausschuß bei der überge­
ordneten Dienststelle wahrzunehmen sind. 

(2) Hinsichtlich des' Ruhens und der Beendi­
gung der Tätigkeit der Vertrauenspersonen fin­
den die Bestimmungen des § 21, des § 23 und 
des § 24 sinngemäße Anwendung; die Tätigkeit 
der Vertrauenspersonen endigt außer in den 
vorstehend angeführten Fällen -auch dann, wenn 
die Vertrauenspersonen zurücktreten und kein 
Ersatzmann mehr vorhanden ist. In letzterem 
Falle ist wie im § 24 zweiter Satz vorgesehen 
vorzugehen. 

(3) Hinsichtlich der persönlichen Rechte und 
Pflichten der Vertrauenspersonen finden die Be­
stimmungen des § 25 Abs. 1 bis 3 erster Satz 
und der §§ 26 bis 28 sinngemäße Anwendung. 

(4) Den Vertrauenspersonen stehen die im § 9 
aufgezählten Befugnisse zu. Die Bestimmungen 
des § 10 finden mit der Maßgabe sinngemäße 
Anwendung, daß vor der Befassung des Fach­
oder Zentralausschusses (§ 10 Abs. 4), die Ange­
legenheit dem Leiter der sachlich zuständigen 

übergeordneten Dienststelle vorzulegen ist, der 
in einem solchen Falle dem bei seiner Dienststelle 
errichteten Dienststellenaussch'uß anzuhören hat. 

Schutz der Rechte der Bediensteten 

§ 32. Die Bedien.steten dürfen in der Ausübung 
ihrer Rechte in der DienststeHenversammlung, 
in der Wahlwerbung sowie in ihrem aktiven 
und passiven Wahlrecht zu den Organen der 
Personalvertretung nicht beschränkt und wegen 
Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Tätig­
keiten dienstlich nicht benachteiligt werden. 

übergangsbestimmungen 

§ 33. Die erstmalige Wahl der Personalver­
tretung n~ch den Vorschriften dieses Bundes­
gesetzes ist spätestens sechs Monate nach Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes auszuschreiben. 

§ 34. (1) Die gemäß § 4 dieses Bundesgesetzes 
dem Zentralausschuß obliegenden Aufgaben hat 
bis zum erstmali.gen Zusammentritt dieses Aus­
schusses der sachlich in Betracht kommende 
Leiter des Ressorts wahrzunehmen. 

(2) Anläßlidl der erstmaligen Wahl der Per­
sonalvertretungen ist der Leiter des Ressorts bei 
der Bestellung der Mitglieder des Zentralwahl­
ausschusses an keine Vorschläge gebunden. Bei 
der erstmaligen Zusammensetzung dieses Wahl­
ausschusses ist davon auszugehen, daß jede wahl­
werbende Gruppe mindestens einen Vertreter 
entsenden kann, und zwar auch dann, wenn 
dadurch die in § 18 Abs. 1 festgelegte Zahl der 
Mitglieder des Zentralwahlausschusses über­
schritten wird. 

ABSCHNITT II 

Sonderbestimmungen für Bundeslehrer 

§ 35. Bundeslehrer, die nicht an einer Dienst­
stelle des Bundes verwendet werden, sind nur 
für die Wahl der nach ihrem Dienstorte zustän­
digen Fachausschüsse und der Zentralausschüsse 
wahlberechtigt. 

§ 36. (1) Lehrer, die an mehreren Schulen ver­
wendet werden, sind für die Wahl der Dienst­
ßtellenausschüsse an den Schulen wahlberechtigt, 
an denen sie mit mindestens der Hälfte der 
Lehrverpflichtung beschäfuigt sind; ist dies an 
keiner Schule der Fall, sind sie an ihrer Stamm­
schule wahlberechtigt. Das Wahlrecht für den 
Fachausschuß und den Zentralausschuß kommt 
ihnen nur an der Stammschule zu. 

(2) Teilbeschäftigte Lehrer sind nur dann wa,hl­
berechtigt, wenn sie mIt mindestens d~r Hälfte 
der Lehrverpflichtung beschäftigt sind. 
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ABSCHNITT III 

Sonderbestimmungen für Bedienstete im aus­
wärtigen Dienst 

§ 37. Auf Bedienstete nicht österreichischer 
Staatsbürgerschaft bei österreichischen Vertre­
tungsbehörden im Ausland finden die Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes keine Anwendung. 

§ 38. (1) Im Bereiche des Bundesministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten sind auch Be­
dienstete bei ös-rerreichischen V ertretungsbehör~ 
den im Ausland nicht in den Zentralausschuß 
wählbar. 

(2) über die Vorschriften des § 21 Abs. 3 
hinaus erlischt die Mitgliedschaft zum Zentral­
ausschuß im Bereiche des Bundesministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten auch dann, wenn 
das Mitg/;ied zu einer österreichischen Vertre­
tungsbehörde im Ausland versetzt wird. 

ABSCHNITT IV 

Aufsicht über die Personalvertretung 

Aufsichtsbehörden 

§ 39. (1) Der Bundeskanzler und die übrigen 
Bundesminister haben unbeschadet der Zustän­
digkeit der Bundesregierung gemäß Abs. 4 die 
Aufsicht über die Organe der Personalvertretung 
ihres Ressorts zu führen. 

(2) Die Bundesregierung hat die Aufsicht über 
die Organe der Personalvertretung bei jenen 
Dienststellen zu führen, die keinem Ressort an­
gehören. 

(3) Der zuständige Bundesminister (die Bun­
desregierung) hat als Aufsichtsbehörde von Amts 
wegen oder auf Antrag insbe.sondere über die 
Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung der 
Organe der Personal vertretung zu entscheiden. 

(4) Die Bundesregierung ist zuständig, Organe 
der Personalvertretung zu entheben. Die Vorbe­
reitup.g und die Durchführung solcher Beschlüsse 
der Bundesregierung obliegt dem sachlich in Be­
tracht kommenden Bundesminister (Abs. 1), in 
den übrigen Eillen dem Bundeskanzler. 

Aufsichtsmittel 

§ 40. (1) Der zuständige Bundesminister (die 
Bundesregierung) hat als Aufsichtsbehörde all­
fällige Beschlüsse der Organe der Personalver­
tretung, die den Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes widersprechen, aufzuheben und im' 
übrigen jedenfalls die Gesetzmäßigkeit oder 
Gesetzwidrigkeit der den Gegenstand des Ver­
fahrens bildenden Geschäftsführung festzu­
stellen. 

(2) Die Bundesregierung hat ein Organ der 
Personalvertretung zu entheben, wenn es seine 
Pflichten dauernd verletzt. Zur AntragsteIlung 
ist jedes Organ des Bundes berechtigt, das nach 

den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ver­
pflichtet ist, mit dem betreffenden Organ der 
Personalvertretung das Einvernehmen zu pflegen 
oder es sonst zu befassen. 

Verfahrensvorschriften 

§ 41. (1) Auf das Verfahren vor der Bundes­
regierung als Aufsichtsbehörde sind die Bestim­
mungen des AVG. 1950 anzuwenden. 

(2) Zur AntragsteIlung an den zuständigen 
Bundesminister (die Bundesregierung) als Auf­
sichtsbehörde ist jeder Bedienstete berechtigt, für 
den das betreffende Organ der Personalvertre­
tung zuständig ist. 

ABSCHNITT V 

Sonderbestimmungen für Landeslehrer 

§ 42. Die Vorschriften der Abschnitte I und IV 
und des § 36 finden für Dienststellen, an denen 
Lehrer für öffen·tliche Pflichtschulen und für 
land- und forstwirtschaftliche Berufs- und Fach­
schulen (§ 1 des Landeslehrer-Dienstrechtsüber­
leitungsgesetzes 1962, BGBI. Nr. 245, § 1 des 
Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetzes, BGBI. Nr. 176/ 
1966, § 1 des Landesvertragslehrergesetzes 1949, 
BGBI. Nr. 189, und § 1 des Landesvertrags­
lehrergesetzes 1966, BGBI. Nr. 1iZ) beschäftigt 
sind, mit der Abweichung sinngemäße Anwen­
dung, daß 

a) für die allgemeinbildenden Pflichtschulen 
Dienststellenausschüsse am Sitze des Be­
zirksschulrates und ein Zentralausschuß am 
Sitze der Landesregierung zu errichten 
sind, 

b) für die berufsbildenden Pflichtschulen und 
die land- und forstwirtschaftlichen Fach­
schulen Dienststellenausschüsse im Sinne 
des § 4 und ein Zentralausschuß am Sitze 
der Landesregierung zu errichten sind, 

c) insoweit nach den Abschnitten I und IV 
Bundesorganen Zuständigkeiten zukom­
men, an deren Stelle - soweit es sich nicht 
um die Erlassung von Verordnungen han­
delt - die durch die Landesgesetzgebung 
zu bestimmenden Organe treten, 

d) die Erlassung der Wahl- und Geschäfts­
ordnungen den landesgesetzlich hiezu be­
rufenen Behörden obliegt, 

e) die Leiter von Schulen in die Fachaus­
schüsse und Zentralausschüsse wählbar sind, 

f) Landeslehrer, die nicht an öffentlichen 
Schulen verwendet werden, n'Ur für die 
nach ihrer dienstrechtlichen Stellung und 
ihren Dienstort zuständigen Fachausschüsse 
und Zentralausschüsse wahlberechtigt sind. 
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ABSCHNITT VI 

Schlußbestimmungen 

§ 43. Auf Soldaten, die den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes unterliegen, findet § 37 des 
Wehrges,etzes, BGBl. Nr. 181/1955, keine An­
wendung. 

§ 44. (1) Dieses Bundesgesetz tritt Monate 
nach seiner Kundmachung in Kraft. 

(2) Die Durchführungsbestimmungen können 
bereits von dem der Kundmachung dieses' Bun­
desgesetzes folgenden Tage an erlassen werden. 
Sie treten jedoch frühestens gleichzeitig mit die­
sem Bundesgesetz in Kraft. 

§ 45. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist, soweit im folgenden nichts anderes 
bestimmt ist, die Bundesregierung betraut. 

(2) Mit der Vollziehung des Abschnittes V ist, 
soweit sie nicht den Ländern obliegt, das Bun­
desministerium für Unterricht, wenn jedoch auch 
Landeslehrer an land- und forstwirtschaftlichen 
Berufs- und Fachschulen betroffen sind, im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, sofern aber nur Lan­
deslehrer an land- und forstwirtschaftlichen 
Berufs- und Fachschulen betroffen sind, das Bun­
desministerium für Land- und Forstwirtschaft 
betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Während das Vertretungsrecht der Dienst­
nehmer in der Privatwirtschaft schon im Jahre 
1919 eine gesetzliche Regelung erfuhr, blieb den 
Dienstnehmern im öffentlichen Dienst eine all­
umfassende Personalvertretungsvorschrift bis 
zum heutigen Tage vorenthalten. Wohl sah das 
Betriebsrätegesetz aus dem Jahre 1919 - ebenso 
wie die ursprüngliche Fassung des Betriebsräte­
gesetzes 1947 - vor, daß für den Bereich des 
öffentlichen Dienstes den Betriebsräten entspre­
chende Einrichtungen durch Vollzugsanweisung 
(Verordnung) geschaffen werden sollten, doch 
kam es zur Erlassung solcher Bestimmungen 
nicht, weil mit RüCksicht au(die im öffentlichen 
Dienst vorliegenden besonderen Verhältnisse 
vom Betriebsrätegesetz abweichende Regelungen 
nötig sind und über die Grundsätze dieser Rege­
lungen eine einheitliche Auffassung nicht zu er­
reichen war. Seit der im Jahre 1952 erfolgten 
Aufhebung der für die Regelung des Personal­
vertretungsrechtes im öffentlichen Dienst be­
standenen Verordnungsermächtigung (§ 1 Abs. 3 
des Betriebsrätegesetzes 1947) durch den Verfas­
sungsgerichtshof ist die Erlassung einer Personal­
vertretungsvorschrift für den öffentlichen Dienst 
nur noch in Form eines Gesetzes möglich. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll 
die von breitesten Kreisen der öffentlich Be­
diensteten als Mangel empfundene Lücke in der 
österreichischen Rechtsordnung geschlossen wer­
den. Durch das Gesetz sollen die Dienstnehmer 
des Bundes (ohne Bahn, Post und Richter) und 
die Landeslehrer in den Genuß jener Rechte 
kommen, die den Dienstnehmern in der Privat­
wirtschaft längst zustehen; durch ihn soll aber 
auch der Zustand, daß sich auf Teilgebieten des 
öffentlichen Dienstes Personalvertretungen unter­
schiedlicher Art ohne gesetzliche Grundlage ge­
bildet haben, im Sinne der Rechtsstaatlichkeit 
beseitigt werden. Die für Bahn und Post be­
stehenden Personalvertretungsvorschriften sollen 
durch ein eigenes Gesetz ersetzt werden. 

Das Bundeskanzleramt ist schon seit mehr als 
15 Jahren um die Erstellung des Entwurfes eines 
Personalvertretungsgesetzes bemüht. Die unter­
schiedlichen Auffassungen zwischen Verwaltung 
einerseits und den auf vereinsrechtlicher Basis 

gebildeten Interessenvertretungen anderseits 
haben es bisher verhindert, daß einer der vielen 
Entwürfe eines Personalvertretungsgesetzes zur 
Vorlage an die gesetzgebenden Körperschaften 
geführt hätte. 

Der vorliegende Entwurf wurde nach Durch­
führung mehrerer Begutachtungsverfahren . und 
eingehenden Besprechungen mit den Ressorts so­
wie mit den Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes erstellt. In ihm ist ·den vorgebrachten 
WÜIIlschen weitestgehend Rechnung getragen 
worden. 

Der Entwurf trägt der vor allem von gewerk­
schaftlicher Seite erhobenen Forderung nach einer 
weitestmöglichen Alnpassung ,an die Bestimmun­
gen des Betriebsrätegesetzes Rechnung. Eine 
vö'llige Gleichziehung der Vertretungsvorschrif­
ten des öffentlichen Dienstes mit jenen in der 
Privatwirtscha.ft ist wegen der im öffentlichen 
Dienst vorliegenden besonderen Verhältnisse 
nicht möglich. Daß es hier ZIU berücksichtigende 
Unterschiede giJbt, hat der Gesetzgeber selbst an­
erkannt, hat er doch die Behörden, Amter und 
sonstigen Verwaltungsstellen des Bundes aus dem 
Geltungsbere,ich des Betrieb~rätegesetzes (§ 1 
Abs. 2 ltit. b) ausdrücklich ,ausgenommen. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung 
eines Personaivertretungsgesetzes ergibt sich aus 
Artikeil 10 Abs. 1 Z. 8 (Ei<ll'l:ichtung beruflicher 
Vertretungen, soweit sie sich auf das ganze Bun­
desgebiet erstrecken) und A'rtikeil 11 Abs. 1 Z. 2 
des Bundes-VerfalSsungsgesetzes (berufli(Ch.e Ver­
tretungen, soweit sie nicht unter Artikel 10 
fallen). 

Der Entwurf folgt hinsichtlich der Organi­
sation der Personal vertretung dem in der Bundes­
verwaltung geltenden Ministerialsystem und sieht 
für die einzelnen Ressorts Zentralauss·chüsse vor, 
die im Zus'ammenwirken mit dem zuständigen 
Bundesminister die Angelegenheiten der ressort­
angehörigen Bediensteten in oberster Insta:nz be­
handeln,wobei dem Minister im Sinne der ver­
fassungsrechtlich verankerten Ministerverant­
wortlichkeit die letzte Entscheidung zusteht. 

In diesem Zusammenhang sei 'hervorgehoben, 
daß die obersten Organe der Verwaltung hin­
sichtlich der in Form von Besch'eiden getroffenen 
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dienstrechtlichen und organisatorischen Maß­
nahmen schon nach der heuuigen Verfassungs­
rechtslage potentiell- der Kontrolle durch den 
Verwaltungsgerichtshof und durch den Verfas­
sungsgerichtshof unterliegen. Die obersten Or­
gane des Bundes sind somit hinsichtlich ihrer 
organisatorischen und dienstrechtlichen Anord­
nungen nicht Richter in eigener Sache, sie sind 
ferner an den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit ge­
bunden. 

Soweit die dienstrechtlichen und organisatori­
schen Rechtsvorschriften materidler Art im Inter­
esse der Verbesserung der Rechtsstellung der Be­
diensteten eines Ausbaues bedürfen, ist auf eine 
in Ausarbeitung befind'liche Novelle zur Dienst­
pragmatik sowie auf die Entwürfe ·eines Organ­
haftpflichtgesetzes und eines Gesetzes über den 
Verzicht von Schadenersatzforderungen ,des Bun­
des· gegenüber seinen Organen zu verweisen. 

Unter der ressortmäßigen "Spitze", dem "Zen­
tralausschuß", sollen dort, wo nach dem Behör­
denautfbau "MitteliInstanzen" vorgesehen sind, 
Fachausschüsse und in jeder Dienststelle Personal­
vertretungen (unter Berücksichtigung der Anzahl 
der :Bediensteten Dienststellenausschüsse oder 
Vertrauenspersonen) gebildet· werden. Die Per­
sona:lvertreter werden von den Dienststellen­
an:gehörigen nach den Regeln des Verhältnis­
wahlrechtes igewählt. Von einem Kurienwahlrecht 
rm Sinne der Untel"scheidung von Akademikern, 
Maturant'en und Nichtmatunnten mußte Ab­
stand genommen wef1den. 

Der Entwurf erfaßt nur Bundesbedienstete und 
Landeslehrer, da die Kompetenz zur gesetzlichen 
Regelung der PersonaJlvertpetung der übrigen 
Landes- unid der Gemeindebediensteten den Län­
dern übertragen werden soll. 

Nach den Bestimmungen des Entwurfes hat 
der Bund der Personalvertretung die erforder­
lichen Räumlichkeiten samt Einrichtung zur Ver­
fügung zu stellen, für deren Instandhaltung zu 
sorgen, für die Beheizung und Beleuchtung dieser 
sowie für die Kanzleierfol'idernisse aufzukommen, 
eine \bestimmte Anzahl VOll1 Kanzleikräften bei­
zustellen und schließitich eine bestimmte Anzahl 
von P,erson,alvertretern unter Fortzahlung der 
Bezüge dienstfrei zu stellen. 

Da für die Personal vertretung in der Regel 
keine gesonderten Räume zur Verfügung gestellt 
,werden dürften, wepden hlefür und fÜr die 
Kanz'leierfordernisse ,dem Bund keine namhaften 
Kosten erwachisen. Hinsichclich der dienstfrei zu 
stellenden Personalvertreter ist zu bemerken, daß 
in den einzelnen Ressorts nach der im § 25 Abs. 3 
enthalt,enen Regelung insgesamt etwa 53 Bedien­
stete unter Fortzahlung der Bezüge freizustellen 
sein werden. Hiefür ist unter Zugrundelegung 
eines durchschnittlichen monatlichen Gehaltes von 
4000 S für den Bund mit einer jährlichen Be­
Lastung von etwa 4 Mi:llionen Schilling zu rech­
nen. An Kanz,leipersonal w,errden im Sinne des 

§ 29 Abs. 1 etwa 21 Bedienstete zur Verfügung 
zu stellen sein. Wenn bei diesem :vo~ einem 
monatlichen Durchschnittsgehalt von 2500 S aus­
gegangen wird, beträgt ,der jährliche Aufwand 
etwa 750.000 S. Es kann sohin davon ausge­
gangen werden, daß durch das im Entwurf vor­
liegende Gesetz dem Bund jährliche Kosten in 
Höhe von etwa 5 bis 5'5 Millionen Schilling er­
wachsen wel1den. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 
wird bemerkt: 

Zu § 1: 

Die im Albs. 2 in Aussicht gestellte bundes­
gesetzliche Regehmg der P,ersonalvertretung für 
Post und Bahn muß im Hinblick auf den Gleich­
heitsgrundsatz (Al"tikel 7 'des Bunldes-Verfas­
sungsgesetzes), soweit nicht "in diesen Bereichen 
besondere Verhältnisse" bestehen, mit den Be­
stimmungen des Bundes-PersoIlialvertretungs­
gesetzes übereilliSt'immen. Auf ,die in diesem Zu­
sammenhang ursprünglich vorgesehene Wendung 
"den Grundsä·tzen dieses Abschnittes entspre­
chend" wuroe auf gewerkschaft.lich,en Wunsch 
verzichtet. 
- Die Ausnaihme ,der Richter vom pe.rsönlidlen 
Geltungsbereich des Gesetzes entspricht ,dem vom 
Präsidentlen .der Richtervereinigung und der Ge­
werkschaft der Richter im Juni 1966 gegenüber 
dem BUIlidesminister für Justiz vorgetragenen' 
Wunsch, der damit begründet wunde, daß ein 
wesenJtlicher Tei'l de,ssen, was i'n der Allgemeinen 
Verwalltung in den Aufgabenkreis und die Befug­
nisse der Personalvertretung fällt, seit Jahrzehn­
ten von den richterlichen (uiliabhängigen) Per­
sonalsenaten wahrgenommen wird. Die sich aus 
der Bundesverfassung notwendig ergebende 
dienstrechdtiche Sondepstellung der Richter sei 
vom Gesetzgeber mit dem Richterdienstgesetz 
anerk,annt wOliden; das Problem der Personal­
vertretung auf dem Sektor der Rechtsprechung 
sei deshalb gesondert in einem eigenen Gesetz 
- und zwar allenfalls im Richterdienstgesetz 
selbst - zu regeln. 

Die Umschreibung des Begriffes "Dienststelle" 
im Abs. 4 geht unter Einbeziehung der Anstalten 
und Bet·riebe von der in § 1 Aibs. 2 Lit. b des 
Betriebsrätegesetzes 1947 enthaltenen Ausnahme­
bestimmung aus. Etwa ·auftretenden Auslegungs­
schwierigkeiten kann mit Hilfe des § 4 (Zusam­
menlegung oder Trennung von Dienststellen) be­
gegnet wepden. 

Zu § 2: 

Abs. 1 entspricht der Vorschrift des § 3 Abs. 1 
lit. ades Betriebsrätegesetzes. 

Die als Abs. 3 vorgesehen gewesene Vorschrift, 
daß die Leiter der Dienststellen und die Personal­
v~rtretung alLes zu unterlassen haben, was geeig-
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net ist, die Arbeit und den Frieden in den Dienst­
stellen zu gefähl'den, wurde gestrichen, weil diese 
Pflicht ganz altlgemein gilt und in anderen Vor­
schriften (siehe zum Beispiel § 21 der Dienst­
pragmatik) ;bereits normiert ist. Die Vorschrift 
erschien überidies im HinblLick auf die Erweite­
rung des § 9 Abs. 1 (Aufrechterhaltung der Diszi­
plin) entbehrlich. 

Der nunmehrige Abs. . 3 entspricht dem 
Wunsche der Vert-reter der Gewerks·ch,aften der 
öffentLich Bedienst,eten. Durch ihn soll unter 
anderem zum Ausdruck kommen, daß das schon 
bisher anerk.annte übel'betridbliche Vertrenings­
recht der Gewerkschaften des öffentlichen Dien­
stes unberührt bleibt. Den auf freiwilliger Mit­
gliedschaft beruhenden Berufsvereinigungen soll 
es auch nach dem Inkrafttreten des im Entwurf 
vorliegenden Gesetzes unbenommen sein, die 
Interessen ihrer Mi:tglieder dem Diemtgeber 
gegenüber zu vert:reten, ohne daß [hnen aller­
dings ein Rechtsanspruch auf Gehör oder auf die 
Durchführung eines Verfahrens zusteht. 

Zu § 3: 

Diese Bestimmungen regeln ,den organisatori­
schen Aufbau der Personalvertretung. In ihnen 
ist auch der Wi'rkungsbereich 'der einzelnen 
Organe d'er Persona'ivertretung umriossen. 

In dem ursprünglich'en Entwurf war als Organ 
der Personal vertretung auch eine "Zentral­
personalvertretung" vorgeseheru, die .aus den Mit­
gliedern des Zentralausschusses und der Fach­
ausschüsse sowie aus den Obmännern jener 
Dienststellenausschüsse, denen gegenüber keine 
Fachausschüsse bestehen, zusammengesetzt sein 
sollte. Auf dieses Organ der Personalvertretung 
wurde aus verwaltungsökonomischen Gründen 
verzichtet. 

Bezüglich der Wa,hlausschüsse sei hervorge­
hoben, daß auch diese Einrichtungen Organe der 
Personalvertretung sind 'unJd Aufgaben des eige­
nen Wirkungsbereich,es der Personalvertretung zu 
besorgen haben. 

Die im Abs. 5 vorgesehene Regelung steht im 
Zusammenhang mit der in den vorangehenden 
Absätzen enthaltenen Aufzählung ,der Organe der 
Personalvertretung. Es gibt keine Einrichtung der 
Selbstverwaltung ohne Rechtspersönlichkeit (vgl. 
dazu A n ton i 0 11 i, "Allgemeines Verwal tungs­
recht", Seite 142). Ebensowenrg gibt es begrifflich 
Organe, die nicht für einen Rechtsträger tätig 
werden. 

Zu § 4: 

Durch den letzten Satz des Albs. 2 wiird vorge­
sorgt, daß kein Bediensteter ohne die Vorteile 
einer Personatlvertretung ,bleibt. Aus Gründen 
der Kostensparung (Dienstreisen, Dienstfreistel­
lungen) wird bei der Zusammenfassung kleiner 

Dienststellen. darauf zu achten sein, daß die Zu­
sammenziehung örtlich weit auseinanderliegender 
Dienstst,elIen möglichst vermieden wird. 

Bei der Trennung von Dienststellen zum 
Zwecke der Personalvertretung wi11d den mehre­
ren Dienststellenausschüssen nur ein Dienststellen­
leiter gegenüberstehen. Werden mehrere Dienst­
stellen zusammengefaßt; so wird der gemeinsame 
Diensrtstellenausschuß mit jenem Dienststellen­
leiter ve'rhandeln, in dessen DienststelLe die kon­
krete Personalvertretungs'angelegenheit fällt, ge­
gebenenfalls aber auch mit jedem Leiter der 
Dienststellen, für ,die die gemeinsame Personal­
vertretung gebildet ist. 

Die Bestimmung des Sitzes einer für mehrere 
Dienststellen zuständigen gemeinsamen Personal­
vertretung ist von Bedeutung, weil jene Dienst­
süelle, bei der die Personalvertrebung ihren Sitz 
hat, die Kosten der Personlalvertretung (Zurver­
fügungstellung von Räumlichkeiten, Bürobedarf 
usw.) zu tragen hat. 

Zu § 5: 

Diese BestImmung ist § 4 des Betriebsräte­
gesetzesnachgebildet. Die Bestellung des Wahl­
ausschussles soll allerdings nicht der Dienststellen­
versammlung obliegen. Die Art der Bestellung 
dieses ist im § 16 geregelt. 

Zu § 6: 

Diese Bestimmung entspricht § 5 des Betriebs­
rä tegesetzes. Eine Verpfl.i.cbtung zur periodischen 
Einberufung der DienststeHenvel'sammlung (etwa 
jedes halbe Jahr) ist aus fiskalischen Erwägungen 
und zwecks Vermeidung einer unnötigen Beein­
trächügung des Dienstbetriebes nicht vorgesehen. 
Die Erfahrung hat nämlich gezeigt, d'aß bei Ab­
haltung einer Dienststellenversammlung außer­
halb ,der Dienstzeit kaum mit einem entsprechen­
den Besuch zu rechnen ist. Jede Dienststellen­
versammlung bringt aher, wenn sie während der 
Dienstzeit abgehalten wird, eine Störung des 
Diensrbetriebes und als Folge des A,rbeitsausfalles 
eine finanzieUe Belastung für ,die Gebietskörper­
schaft mit sich, welche letztere dann, wenn meh­
rere örtlich getrennte Dienststellen zusammen­
gefaßt sind (§ 4), bedeutend sein kann. Aus diesen 
Erwägungen sollen Dienststellenversammlungen 
nur dann abgehalten werden, wenn sie wirklich 
notwendig sind. 

Auf Wunsch der Vertreter der Gewerkschaften 
d.es öffentlichen Dienstes wunde im Abs. 7 der 
letzte Satz in der Richtung ergänzt, daß die Ent­
hebung des Dienststellenaus'schuiSses (der Vertrau­
ensperson) der Zustimmung ,der Hälfte der wahl­
berechtigten Bediensteten bedarf. Ohne diese Er­
gänzung wäre im Hinblick auf die im Abs. 8 
vorgesehene Regelung ;die Möglichkeit gegeben, 
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daß eine Minderheit der Wahlberechtigten den 
Dienststellenausschuß emhebt. Gegenüber dem 
Abs. 8 stellt also der letzre Satz des Abs. 7 eine 
lex specialis dar. 

Zu §§ 9 und 10: 

über den Umfang des Mitbestimmungsrechtes 
der Personalver,tretung herrschen unterschiedliche 
Auffassungen. Während von einzelnen Stellen, 
die sich zu dem Entwurf geäußert haben, für eine 
Einschränkung dieses Rechtes eingetreten wird, 
bezeichnen andere diese Rechte als zu gering. Der 
Entwurf hält eine mittlere Linie dieser Auffas­
sungen. Ob auch in a!1Jderen Belangen, als dies 
der § 9 vorsieht, der Personalvertretung ein Mit­
spracherecht eingeräumt weJ'1den soll, wird erst 
festgestellt werden können, wenn Erfahrungen 
auf dem Gebiete der PersonaJlvertretung im all­
gemeinen vorliegen. Es wird dann Aufgabe des 
Gesetzgebers sein, in das materielle Dienstrecht 
entsprechende Bestimmungen einzubauen. 

Hinsichtlich des § 9 ist hervorzuheben, daß 
die ursprü!1Jgliche Fassung des Entwurfes des Bun­
deskanzleramtes im Hinblick auf die Wünsche 
und Anregungen der Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes weitgehend geändert wurde. 

Zu dem im Abs. 2 verwendeten Begriff "Ein­
vernehmen pflegen" ist Zu bemerken, daß rechts­
terminologisch zwischen den Begriffen "Einver­
nehmen pflegen" und "Einvernehmen herstellen" 
zu unterscheiden ist. Durch die Wendung "Ein­
vernehmen pflegen" wird zum Ausdruck ge­
bracht, daß die Organe des Bundes versuchen 
müssen, mit den Organen der Personalvertretung 
zu einer einvernehmlichen Lösung zu kommen; 
ist dies nicht der Fall, so kommt die im § 10 
vorgesehene Regelung zur Anwendung. Letzten 
Endes hat der zuständige Bundesminister zu ent­
scheiden, der rechtlich und politisch dem Parla­
ment verantwortlich ist und der überdies der 
Kontrolle des Verwaltungs- und Verfassungs­
gerichtshofes unterliegt. 

Unter dem im § 9 Abs. 2 Et. c genannten 
"Dienstplan" ist die grundsätzliche Dienstein­
teilung, wie etwa die generelle Einteilung des 
TurnuSidiehstes bei der Exekutive, zu verstehen 
und nicht auch die Einteilung im einzelnen (zum 
Beispiel Bestimmung, welcher Bedienstete eine 
Angelegenheit zu bearbeiten oder an bestimmten 
Tagen oder zu bestimmten Stunden Dienst zu 
versehen hat), welch 'letztere zu den Dienstauf­
trä,gen zählt. 

In weIcher Form mit der Personalvertretung 
das E~nvernehmen zu pflegen ist und auf welchem 
Wege die Personalvertretung Anregungen und 
Vorschläge anbl'lingen kann, bestimmt § 10 des 
Entwurfes. Der in den dienstrechtlichen Vor­
schriften oder gemäß den Bestimmungen des 
Dienstrechtsverfahrensgesetzes vorgesehene In­
stanzenzug wil'd durch diese Bestimmungen nicht 

berührt. Die vorgesehenen Entscheidungen der 
übergeordneten Dienststellen steHen daher eine 
Weisung an das weisungsgebundene Organ, in 
einer konkreten Angelegenheit in einem be­
stimmten Sinne zu entscheiden oder zu verfügen, 
&~ . 

Zu §§ 11 und 12: 
Die Einrichtung von Fachausschüssen ist grund­

sätzlich dort vorgesehen, wo nach der Behörden­
organisationeiner "Mittelinstanz" (nachgeordnete 
Dienstbehörde im Sinne des Dienstrechtsverfah­
rensgesetzes) eine größere Anzahl von Dienst­
stellen nachgeordnetist. Der Fachausschuß bildet 
zum einen das Bindeglied (quasi Berufungs­
instanz) zwischen Dienststellenausschuß und Zen­
tralausschuß. Durch ihn soll verhindert werden, 
daß alle· Angeleg,enheiten, über die zwischen 
Dienststellenausschuß und Dienststelle kein Ein­
vernehmen erzIelt werden kann, sogleich an die 
Zentralstelle gelangen. Der Fachausschuß ist zum 
anderen in jenen Angelegenheiten, die über den 
Wirkungsbereich ,des Dienststellenausschusses 
hinausgehen u!1Jd nicht schon in den Zuständig­
keitsbereichdes Zentralausschusses faUen, ers.t­
instanzlich zmtändig. 

Bei den im § 11 Abs. 1 'genannten Dienststellen 
sind jeweils zwei Personalvertretungsorgane zu 
schaffen: der Fachausschuß und der Dienststellen­
ausschuß. Letzterer für jene (einzelnen und allge­
meinen) Personalangeleg·enheiten, die !1Jur die Be­
diensteten der genannten Dienststelle betreffen. 

Zu § 13: 

Der .im Abs. 1 enthaltene K,atalog der Zentral­
ausschüsse stellt das Ergebnis eingehender Ver­
handlungen mit den in'teressierten Zentralstellen 
und den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
dar. Es wurde davon abgega!1Jgen, für· jed,es Res­
sort nur einen Zentralausschuß vorzusehen. 

Die im Abs. 2 genannten Dienststellen gehören 
keinem Ressort an; für sie sollencLeshalb Sonder­
vors.ch.riften gelten: der DienststeUeThausschuß übt 
gleichzeitig die Funktion des Zentralausschusses 
aus, dem Dien~tstellenwahlausschuß kommen auch 
die Aufga1ben des Zentralwahlausschusses zu und 
dem Dienststellehleiter oMieg,en auch die durch 
den Entwurf dem Leiter ,des Ressorts übertrage­
nen Aufgaben. 

Zu § 14: 
Der Zentralausschuß ist das oberste Organ im 

organisatoJ'1ischen Aufbau der Personalvertretung. 
Er wird von der Gesamtheit der Dienstnehmer 
des Ressorts, die in seinen Wirku!1Jgsbereich fallen, 
gewählt und hat besondere übergeordnete Auf­
gaben zu erfüllen. 

Da es sich bei den dem Zentralausschuß über­
tragenen Aufgaben zum größoen Teil um solche 
des inneren Dienstbetriebes der Personalvertre­
tung . und zum anderen um Agenden handelt, 
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deren Vollziehung an anderen Stellen des Ge­
setzes gen:liU umschrieben ist, bedarf es grund­
sätzlich keiner Besuimmung über das Zusammen­
wirken von Ressort und Zentral ausschuß. Die 
Wahrnehmung und Vertretung ,der gemeinsamen 
Inte·ressen sämtlicher in den Zustä,ndigkeitsbereich 
des Zentralausschusses fallender Bediensteter oder 
der Bediensteten mehrerer Dienststellen des Res­
sorts wird von RaU zu Fall ailiders sein, grund­
sätzlich aber in Beratungen zwischen Ressort und 
Zentralaussmuß bestehen, wobei im Sinne der 
verfassungsrechtlichen Ministerverantwortlichkeit 
dem zuständigen Bundesmi.ni~ter das letzte Wort 
zukommt. 

Zu § 15: 

Die Funkt,ionsperiode der Personalvertretungs­
org:line ist einheitlich mit vier Jahren festgelegt. 
Eine Wahl d~s Dienststellenausschusses vor Ab­
lauf ,der F.unktionsperiode ist ·in den im § 23 
Abs. 2 lit. b bis e genannten Fällen, eine N eu­
wahl der Vertrauenspersonen außerdem in dem 
in § 31 Abs. 2 genanmen Fall vorzunehmen. 

Das Verlhä!ltniswahlrecht ist in der National­
ratswa'hloI'dnung verankert. Nach den Grund­
sätzen dieser Wahlordnung wird auch bei der 
Bestellung der Dienststellen(Fach-, Zentral-)aus­
schüsse vorzugehen sein. So wie bei a'nderen 
gleichartigen Vorschriften (Betriebsrätegesetz, 
Handelskammergesetz usw.) soHen die näheren 
Bestimmungen darüber, in welcher Form das Ver­
hältniswahlrecht zu handhaben ist, in die Wahl­
ordnung autgenommen werden. 

Im Zusammenhang mit .dem aktiven Wahlrecht 
ist dar.auf zu verweisen, daß auch ausläIlldische 
Dienstnehmer, ·die unter Ausnahme vom An­
stellungserfordernis der österreichischen Staats­
bürgerschaft im öffentlichen Dienst beschäftigt 
werden, wahlberechtigt sind; das passive Wahl­
recht soll soIchen Dienstnehmern jedoch nicht zu­
stehen. Oie in Abs. 2 lit. b normierte Mindest­
verwenduiligszeit bezieht sich nicht auf die Zuge­
hörigkeit zur Dienststelle. Durch diese Bestim­
mung soll verlhindert werden, rdaß Personen, die 
eben erst in den öffentlichen Dienst eingetreten 
sind und daher die Eigenart dieses noch nicht 
kennen können, bereits ein Mitspracherecht ein­
geräumt wird. 

§ 15 ist in seinen grundsätzlichen Bestimmun­
gen dem § 8 des Betriebsrätegesetzes gleich. 

Zu §§ 16 bis 18: 

Die Bestellung der Wah1aiusschüsse soll von 
oben nach unten erfolgen. Der Zentralwahlaus­
schuß wird vom Leiter der Zentralstelle, der Fach­
wahlausschuß vom Zentralwahlausschuß und der 
Dien.ststellenausschuß grundsätzlich vom Fach­
wahlausschuß bestellt, wobei dem analogen Organ 
der Personalvertretung ein bindendes Vorschlags-

recht zukommt. Jede Wählergruppe hat das 
Recht, einen Wahlzeugen ohne Stimmrecht in den 
Wahlaussmuß zu entsenden. Damit soll sicherge­
stelltwerden, daß auch kleine oder neu auftre­
tenide Wählergruppen an der überprüfung des 
Wahlvorganges teilnehmen können. 

Im Entwurf des Bun1deskanzleramtes war z~­
letzt vorgesehen, ,daß ,der Vorsitzende des Dienst­
stellenwahlausschusses vom Leiter der Dienst­
stelle zu bestellen ist, ,die übrigen Mitglieder des 
Dienststellenw:lihlausschusses vom Zentralwahl­
ausschuß auf Grund der V orschlä'ge der Wähler­
gruppen zu bestellen sind. Dass5!lbe war. ent­
sprechend für den Fachwahlausschuß vorgesehen. 
Die im vorliegenden Entwurf vorg,esehene Rege­
lung, VOr allem jene des § 16 Abs. 3, entspricht 
dem WUI1!Scheder Vertreter der Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes. Im Entwurf ·des Bun­
deskanzleramtes w;;(r zuletzt vorgesehen, daß 
der Vorsitzende des Zentralwahlausschusses vom 
Lei·ter des Ressorts zu bestellen. ist, die übrigen 
Mitglieder dieses Ausschusses von der Zentral­
personalvertretung (vgl. hiezu die Bemerkungen 
zu § 3). Der vorliegende Entwurf trägt auch in 
dieser Hinsicht den Wünschen der Gewerkschafts­
vertreter voll Rechnung. 

Zu § 20: 

Die Vorschriften über den Wahlvorgang und 
des'sen Vorbereitung sind im wesentlichen jenen 
des Betriebsrätegesetzes (§ 9) nachgebildet. Der 
Wahltag wird vom Zentralwa,hlausschuß grund­
sätzlich für alle Wahlen zu den verschiedenen 
Org:anen der Personal vertretung einheitlich fest­
gelegt werden. 

Um eine möglichst hohe Wahlbeteiligung 
sicherzmteHen, ist auch die Möglichkeit einer 
Wahl auf dem Wege durch ,die Post vorgesehen. 
Hiedurc.~ soll auch jenen Bediensteten, die am 
Wahltage nicht in ihrer Dienststelle anwesend 
sein können, das Wahlr,echt gewahrt wer~en. 

Ob eine bei der W'ahl vor:gef'al1ene Verletzung 
des Verfahrens das Wahlengebnis beeinflussen 
konnte, ist nicht nur im Hinblick auf den Wahl­
ausgang für die die Wahl anfechtende Gruppe, 
sondern allgemein im HiIllblick auf das gesamte 
Wahlergebnis zu beurteilen (Arb.Slg. 5611). 

Zu § 22: 

Die grunds~tzlichen Bestimmungen über die 
Geschäftsführung des Dienststellena usschusses 
sind in das Gesetz a.ufgenommen und nicht wie 
im' Betriebsrätegesetz der durch Verordnung zu 
erlassenden Geschäftsordnung vorbehalten. In der 
Geschäfts01'dnung wenden b'loß die näheren 
Detai1s zu regeln sein. 

Zu § 23: 

Entspricht den Bestimmungen des § 13 des 
Betr:iebsrätegesetzes. 
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Zu § 25: 

Diese Bestimmungen sind jenen des § 16 des 
Betriebsrätegesetzes nachgebildet. 

Die im Abs. 1 festgelegte Weisungsungebunden­
heit bezieht sich nur auf die Tätigkeit als Per­
sonalvertreter im selbständigen Wirkungsbereich 
der Personal vertretung UIl!d nicht auch auf das im 
Artikel 20 des Bundes-Verfassungsgesetzes ver­
ankerte Weisungsrecht in dienstlichen Belangen. 

Die im dritten und vierten Satz des Abs. 1 ge­
troffene Regelung hat ihre Wurzel in der Kolli­
sion der Pflichten, die dem Personalvertreter 
einerseits als Bediensteter und andererseits als 
Personalvertreter auferlegt sind. Solange die 
Dienststelle für außeror;dentliche Maßnahmen 
herangezogen wir;d, soll die Erfüllung der Dienst­
pflichten nicht durch die Tätigkeit als Personal­
vertreter behindert werden. 

Zu § 26: 

Entspricht den §§ 17 und 27 des Betriebsräte­
gesetzes. Die hier vorgesehene Ve~schwiegenheits­
pf1.icht deckt sich ni'cht mit ,der Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenkeit (§ 23 der Dienstpragma­
tik). A,us diesem Grunde muß für die Verle,tzung 
der Verschwiegenhei,tspHichteine Sanktion vor­
gesehen wer;den. Eine Ahndung der Pflichtver­
letzung gemäß Abs. 4 schließt nicht aus, daß ein 
öffentlich-recht'lich Bediensteter daneben auch 
noch disziplinär venfolgt wird. 

Zu § 27: 

Durch diese Bestimmung soll verhindert wer­
den, daß ein Bediensteter wegen seiner Tätigkeit 
als Personal vertreter ungerechtfertigt versetzt, 
dienstzugeteiIt oder gekün!digt wird. Durch eine 
Versetzung oder Dienstzuteilung könnte einem 
Pcrs'Onalvertreter die weitere Ausübung seiner 
Funktion unmöglich gemacht werden. 

Zu § 29: 

Bei dem Raummangel, der bei vielen Dienst­
steHen besteht, wird es nicht in allen Fällen mög­
lich sein, den Organen der Personalv,ertretung 
entsprechende Räumlichkeiten dauernd zur Ver­
fügung zu steHen. Solches schreibt § 29 auch 
nicht vor. Es wird in vielen Dienststellen nur 
zeitweise - etwa nach den Dienststunden - ein 
Raum zur Erled~gung der Personalvertretungs­
agenden zur Verfügung gestellt werden können. 
Die Beistellung der für Kanz'leikräfte zur Ver­
fügung zu stellenden Dienstposten erfolgt aus der 
Zahl der Dierwtposten des Dienstpostenplanes. 

Der Entwurf des BUn!deskanzleramtes enthielt 
dem § 22 ff. des Betriebsrätegesetzes entspre­
cheI1lde Vorschniften über die Einhebung einer 
Personalvertretungsumlage und die Bildung eines 
Person'alvertretungsfooos. Diese Bestimmungen 

wunden in den vorliegeniden Entwurf auf aus­
drücklichen Wunsch der Gewerkschaftsvertreter 
nicht aufgenommen. 

Zu §§ 30 und 31: 

Di,e Bestimmungen über die Vertrauens­
personen entsprechen jenen des Betriebsräte­
gesetzes über die Vertrauensmänner. 

Da es sich bei den Dienststellen, ,in denen Ver­
trauenspers:onen zu wählen sind, nur um sehr 
k1'eine handelt, ist vorgesehen, daß vor der Be­
fassung des Fach- oder ZentralausschuSises mit 
Personalvertretungsangelegenheiten die unmittel­
bar vongesetzte Dienststelle zu befassen ist. 

Zu § 34: 

Da bei der ersten W<1Ihl ,der Organe der Pet­
sonalvertretung ein Zentnalausschuß noch nicht 
besteht, muß bei dieser Wahl die Zusammen­
legung oder TeiluI1lg von Dienststellen (§ 4) von 
der obersten Dienstbehörde verfügt werden. Es 
wird sich empfehlen, vor diesen Maßnahmen die 
bestehenden provisorischen Personal vertretungen 
anzuhören. Gleiches gilt für ,den Leiter des Res­
sortsanIäßlich der im Abs. 2 vorgesehenen Be­
stellung der Mitgliede'r des Zentralwahlausschus­
ses. 

Zu Abschnitt 11: 

Mit diesen Bestimmungen soll den besonderen 
Vel'hältnissen im Bereiche des Schu'lwesens Rech­
nung getragen werden. 

Zu Abschnitt III: 

An den österreichischen Vertretungs behörden ' 
im Auslande werden vielfach Bedienstete nicht 
österreichischer Staatsbürgerschaft beschäftigt. 
Diese und ihr Dienstve~hältnis unterliegen nicht 
dem österreichischen Recht, sondern dem Recht 
des Staates, in dem die betreffende Vertretungs­
behönde ihl en Sitz hat. Die österreichischen Le­
bensvel'hältnisse unld Gewohnheiten sind diesen 
Bediensteten mit meist sehr I1Iiedrigem Biildungs­
niveau vielfach völlig fremd. Diese Bediensteten 
sollen> ,aus diesen Gründen vom Anwendungs­
bereich des Gesetzes ausgenommen werden, zu-, 
mal auch österreichischen Sur-place-Kräften bei in 
österreich etalb1ierten ausländischen Vertretungs­
behöl1den keine ähnlichen Rechte eing,€'räumt 
sind, wie sie der Gesetzentwurf vorsieht. 

Im auswärtigen Dienst zählen die Versetzun­
gen zu VertretlUng~behörden im Ausland zu den 
unbedingten Erfordernissen eines funktionieren­
den Diens~betriebes. Da die Ausübung der Funk­
tion eines Mitgliedes des Zentralausschusses vom 
Ausland her nicht möglich erscheint, sollen im 
Ausland verWendete Bedienstete nicht in ,den 
Zentralausschuß wählbar sein und Mitglieder des 
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Zentralausschusses, die in das Ausland versetzt 
werden, durch solche ersetzt wenden, die ihren 
Dienstsitz im Inland haben. 

Zu Abschnitt IV: 

PersonilveI'tretungen sind, wie der Verfas­
sungsgerichtshof in seinem Erkenntnis 1936/1950 
festgestellt hat, berufliche Vertretungen, also 
Einrichtungen der Selbstverwa!ltung. Dem Wesen 
einer Seihstverwaltung ist die staamiche Aufsicht 
immanent. 

Dem Grun.dsatz .der Rechtssta'atlichkeit ent­
spricht es, diese begriffsnotwendige Aufsicht 
iiber die Einrichtungen der Selbstverwaltung ge­
setzlich zu regeln. Dem Gedanken der Aufsicht 
über die Einrichtungen ,der SeLbstverwaltung ist 
es wesentlich, daß ,die staatliche Aufsicht die Ge­
setzmäßigkeit, nicht aber die Zweckmäßigkeit 
der Tätigkeit der Organe de.r Selbstverwaltung 
üherwacht. 

Da es dem Bundeskanzleramt nicht zielführend 
erschien, die Auf~icht wberdie Personalvertr.e­
tung jenen Organen des Bundes (Bundesregie­
,rung, Bundesminister) zu Ülbertra,gen, die den 
Einrichtungen der Persorudvertretung gegenüber­
stehen, hat der letzte Entwurf des Bundeskanz­
leramtes ,die Errichtung einer Kommission im 
Sinne des Artikels 133 Z. 4 Bundes-Verfassungs­
gesetz (B und es-Personalvertretungskommission) 
vorgesehen. Diese Kollegialbehörde sollte aus 
einem Richter als Vorsitzendem und aus vier 
weiteren Mitgliedern (Beisitzern) zusammenge­
setzt sein. Sämtliche Mitglieder wären vom Bun­
despräsidenten zu ernennen gewesen, wobei die 
Bundesregierung bei ihrem Antrag an Dreier­
vorschläge der Zentral(Personal-)ausschüsse ge­
bunden gewesen wäre (vgI. Artikel 65 Abs. 2 
lit. a und Artikel 67 Ahs. 1 Bundes-V erfassungs­
gesetz). 

Die Errichtung einer solchen Aufsichtsbehörde 
haben die Vertreter ,der Gewerkschaft abgelehnt 
und vorgeschlagen, dIe Aufsicht über die Perso­
nalvertretung den einzelnen Bundesministern 
beziehungsweise der Bundesregierung zu über­
tragen. Verfassungsrechtlich ist es zulässig, den 
einzeInen Bunrdesministern heziehungsweise der 
Bundes,regierung die Aufsicht über die Personal­
vertretung zu übertragen. 

Zu § 39: 

Die Aufsicht über die Personalvertretung soll 
grundsätzlich jenem Bundesminister zukommen, 
in .des'sen Ressort die betreffenden Organe der 
Personaivertretung gebadet sind. InSIOweit Ein­
richtungen der PersonalvertretuIlJg .außerhalb 
eines Ressorts bestehen, ist die Zuständigkeit der 
Bundesregierung als Aufsicht!lbehörde vorge­
sehen. 

Die Enthebung eines Organs der Personalver­
tretung soll jedenfalls' in die Zuständigkeit der 
Bundesregierung f;tllen. 

Zu § 40: 

Diese Bestimmung enthält die Aufsichtsmittel. 
Zu Abs. 2 sei !bemerkt, daß den Organen des 

Bundes die pflicht auferlegt wird, mit den Ein­
richtungen der Personalvertretung das Einver­
nehmen herzustellen oder diese Einrichtun.gen 
sonst zu befassen. Dieser Pflicht steht das Recht 
gegenüber, von der Aufsichtsbehörde zumindest 
eine rechtsverbindliche Feststellung über die Le­
gitimation ;der Organe d·er Personal vertretung 
und über die Gesetzmäßigkeit der Geschäfts­
führung, vor ,allem in bezug auf die Einhaltung 
des gesetzmäßigen Wirkungsbereiches, zu erwir­
ken. 

Zu Abschnitt V: 

Die für die Landeslehrer vorgesehene Regelung 
ist in kompetenzrechdicher Hinsicht durch das 
Erkenntnis des VerfGH. Slg. 1936/1950 und 
durch die Bundesverfassungs-Novelle über das 
Schulwesen, ,BGBI. Nr. 215/1962, gedeckt. Die 
Vollziehung dieser Angelegenheiten ist Landes­
sache (vgI. § 45 Ahs. 2 des Entwurfes). An dieser 
verfassungsgesetzIichen Grundlage soll nichts ge­
ändert weI'den. Dagegen sollen die Gesetzgebung 
und die Vollziehungauf dem Gebiete der Per­
sona'lv·ertretung hinsichtlich der übrigen Landes­
bediensteten und der Bediensteten ,der Gemein-' 
den und Gemeindeveribände ,den Ländern über­
tragen werden. Aus diesem Grund el'lStreckt sich 
der persönliche Geltungsbereich des Entwurfes 
nicht auf die zuletzt genannten Kategorien von 
Bediensteten. 

. § 42 lit. c findet seine verfassungsgesetzliche 
Grundlage im Artikel 14 Abs. 4 lit. a Bundes­
Verfassungsgesetz, wobei die Geltung der oben 
erwähnten Verfassungsänderung voraus gesetz 
wird. 

Da es sich bei ,den Landeslehrern um Landes­
be,dienstete han/ddt, ,deren oberste Dienstbehörde 
die Landesregierung ist, muß die Organisation 
der Personalvertretung ,dieser Bedienstetengruppe 
besondel1s ,geregelt werden. Im Hinblick auf die 
geringe Anzahl der Lehrer an· den einzelnen 
Schu'len sind für die allgemein/bildenrden Pflicht­
schulenauf der Bezirksebene Dienststellenaus­
schüsse und auf der Landesebene (höchste In­
s~anz) Zentralausschüsse vorgesehen (§ 42 lit. a). 
Die Sonderbehandlungder Berufs- sowie der 
land- und forstwirtschafclichen Fachschulen (§ 42 
lit. h) ist in der geringeren Anzahl dieser An­
stalten begründet. 

Zu Abschnitt VI: 

Dieser Absdmiu r.egelt das Inkrafttreten des 
Gesetzes. 
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